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Schwindelmanöver der Frommen.

Jm Namen des Zentrums hat der Profeſſorvater Spahn
vor einigen Tagen in der Zollkommiſſion des Reichstags einen
Antrag eingebracht, welcher verlangt, den in die Reichskaſſe ge-
langenden Ertrag der Zollerhöhung für die landwirtſchaſtlichen
Produkte für eine Arbeiter-Witwen- und Waiſender-
ſicherung zu reſervieren. Der Antrag ſoll Verſprechungen
erfüllen, die vom Zentrum den ihm anhängenden katholiſchen
Arbeitern gemacht worden ſind, um ihre Oppoſition gegen die
Brotwucherpolitik der katholiſchen Partei zum Schweigen zu
bringen.

Jn unſerem politiſchen und parlamentariſchen Leben iſt di
große katholiſche Partei ſeit langem ſchon ein Anachronismus,
ein Widerſinn. Sie hat als Grundlage die Verwirklichung be-
ſtimmter religiöſer Forderungen und Jdeale. Es wäre in
Deutſchland kaum zu einem ſolchen Parteigebilde gekommen,
wenn nicht Bismarck in vollſtändigſter Verkennung der geſell-
ſchaftlichen Triebkräfte in die Entwicklung des Parteilebens in
tollpatſchiger Weiſe eingegriffen hätte. Seine Kulturkampf-
pelitik, die Bedrückungen der katholiſchen Kirche und ihrer
Prieſter, die ein Hohn auf den Begriff Kultur waren, haben
die Katholiken aller Klaſſen zur Abwehr zuſammengeſchweißt,
haben das religiöſe Intereſſe über das wirtſchaftliche trium-
phieren laſſen. Während alle anderen Parteien, die ſich ur
ſprünglich zur Verwirklichung beſtimmter kultureller und poli-
tiſcher Jdeale gebildet hatten, immer mehr zu Vertretungen
nackteſter materieller Jntereſſen beſtimmter Gruppen der Kapi-
taliſtenklaſſe ſich entwickelten, während überall eine reinliche
Scheidung eintrat, blieben im Zentrum, weil es in eine
Kampfſtellung gedrängt war, alle geſellſchaftlichen Gruppen
vereinigt, vom Großkapitaliſten bis zum Jnduſtriearbeiter, vom
Feudalherrn bis zum geknechteten Landproletarier. So lange
die Bedrückungen ſeitens der Regierungsgewalt anhielten, war
es kein Kunſtſtück, alle dieſe Gruppen, deren wirtſchaftliche
Intereſſen fortgeſetzt mit einander kollidierten, zuſammen zu
halten, um ſo mehr, als bedeutende Charaktere, ein Malinckrodt,
ein Windthorſt, die Reichenſperger und andere, die Führung der
Partei in Händen hatten. Sobald aber Bismarck Frieden mit
der katholiſchen Kirche gemacht hatte, nach Kanoſſa gegangen
war, veränderte ſich das Bild. Der religiöſe Kitt wollte die
verſchiedenartigſten Bauſteine nicht mehr zuſammenhalten, der
„Zentrumsturm“ begann zu krachen.

Je mehr die Gleichberechtigung des Zentrums anerkannt
wurde deſto größere Schwierigkeiten ſtellten ſich ihm in
den Weg. Als dann gar die ehemals gehaßte Partet die
Katholiken waren urſprünglich die Reichsfeinde zur be-
vorzugten, zur Regierungspartei wurde, vermochte ſie
der Schwierigkeiten nicht mehr Herr zu werden, um ſo weniger,
als die Epigonen der Windthorſt, Malinckrodt u. ſ. w. die
Lieber, Balleſtrem, Hitze, Müller doch gar zu unbedeutende
Geiſter ſind. Heute kann die Zentrumspartei aus dem
Dilemma nicht mehr heraus. Sie iſt vor ein Entweder
Oder geſtellt. Entweder wird ſie rein kapitaliſtiſche Parteidann fallen die Anhänger aus der Arbeiterklaſſe ab, oder ſie

wird arbeiterfreundliche Reformpartei dann kehren ihr die
Kapitaliſten den Rücken und ſie wird ohne jede Bedeutung
werden. Welchen Weg das Zentrum gehen wird, iſt heute nicht
mehr zweifelhaft: es wird kapitaliſtiſche Partei. Aber auch
damit iſt ſein Entwicklungsprozeß noch nicht abgeſchloſſen.
Jm Schoße der Kapitaliſtenklaſſe ringen gegenſätzliche Intereſſen
mit einander, ringt der Agrarismus mit dem Jnduſſtrialismus
und neben ihnen kämpft das Händlertum und das untergehende
Kleingewerbe. Wenn die Arbeiter ſich vonz Zentrum geſchieden
haben werden, beginnt dann der Kampf dieſer Mächte. Aber-
malige Scheidung iſt das Reſultat, bis von dem einſt ſo ſtolzen
Zentrumsturm kein Stein mehr auf dem andern geblieben ſein
wird.

Vorläufig macht das Zentrum noch die verzweifeltſten An-
ſtrengungen, eiſerne Reifen um das beſtehende Mauerwerk zu
legen. Seine Anhänger aus der Bauernſchaft verlangen die
hohen Zölle, die Arbeiter lehnen ſie ab und wehren ſich mit
immer größerer Wucht dagegen. Der Zolltarif übt in der That
die Wirkung von Sprengpulver aus; Herr Bachem, der
dies ankündigte, hat ſich darin nicht getäuſcht. Es iſt begreif-
lich, daß die Partei alles verſucht, um dieſes angehäufte Spreng-
pulver unwirkſam zu machen, es entweder zu ertöten oder
außerhalb des Zentrumsturmbereichs zur Exploſion zu bringen.
Dem erſteren Zwecke dient der von dem Profeſſorvater Spahn
eingebrachte Antrag, dem letzteren die krampfhaften An-
ſtrengungen der Zentrumsführer eine neue Kulturkampfſtimmung
zu erzeugen.

Wir haben uns heute nur mit dem erſteren zu befaſſen. Bei
Beginn der Zollkampagne ſchon hat das Zentrum ſein Projekt
einer Witwen- und Waiſen- Unterſtützung als Lockmittel aus-
geſtellt. Auf dem Katholikentage in Osnabrück putzte man ihm
ſogar noch ein paar neue, ſchillernde Federn auf. Der Ab-
geordnete Herold derſelbe, der für einen Minimalzoll
von 7.50 M. auf alle vier Getreidearten öſfentlich eingetreten
iſt, war da der Fallenſteller. Er ſagte nach den ausführlichen
Berichten der Zentrumsblätter:

„Schon jetzt giebt das Zentrum die Erklärung ab, daß es
beantragen wird, daß die geſamten Mehreinnahmen aus den
Zöllen zu gunſten der Arbeiter verwendet werden. Jſt das
nicht der weiſeſte Ausgleich Die Einnahmen werden
verwendet zu gunſten derjenigen, welche davon am
meiſten betroffen werden. Welcher Vorteil wäre es für
die Arbeiter, wenn die Verſorgung der Hinterbliebenen
eingeführt werden könnte.“

Der Bericht verzeichnet nach dem erſten Satze: „Stürmiſcher
minutenlanger Beifall“, nach dem zweiten: „Erneuter ſtür-
miſcher Beifall“, nach dem dritten: „Wiederholter ſtürmiſcher
Beifall“, nach dem vierten „Stürmiſcher Beifall und Hände-
klatſchen“.

Nun hat alſo das Zentrum beantragt, die Mehreinnahmen
aus den Zöllen zu gunſten der Arbeiter zu verwenden. Wenn's
mit dem Beantragen ſchon gethan wäre! Das Zentrum hat
ſchon mancherlei beantragt, vor der Abſtimmung aber iſt es
wieder umgefallen. Man iſt deshalb durchaus berechtigt,
Zweifel zu hegen, ob das Zentrum auch ſeinen Einfluß für die
Verwirklichung ſeines Antrages einſetzen wird.

Aber ſelbſt, wenn es das thäte, iſt die ganze Aktion ein

Schwindelmanöver, wie es in der parlamentariſchen und
politiſchen Geſchichte Deutſchlands bis jetzt noch nicht vorge-
kommen iſt. Schon der Antrag ſelbſt verſucht nicht einmal das
den Arbeitern gegebene Verſprechen einzulöſen. „Die Einnahmen
werden verwendet zu gunſten derjenigen, welche davon am
meiſten betroffen werden“, ſo hat der Abg. Herold auf dem
Katholikentage geſagt. Das heißt doch nichts anderes, als den
Arbeitern wird auf andere Art das wiedergegeben, was ihnen
durch die zollwucherei genommen worden iſt. Das vermag
der Spahnſche Antrag aber nicht, ja er will es nicht ein-
mal.

Jn die Reichskaſſe ſließt nur etwa ein Zehntel der
Mehrausgaben, die dem Volke durch die Zollerhöhungen
auferlegt werden, denn wir führen nur etwa ein Zehntel des
Brotgetreides und der übrigen landwirtſchaftlichen Produkte,
deren wir zur Volksernährung bedürfen, vom Auslande ein:
neun Zehntel produziert unſere heimiſche Land
wirtſchaft ſelbſt. Neun Zehntel der Mehrausgaben
ſtecken alſo die heimiſchen Produzenten direkt in
die Taſche und nur ein Zehntel kommt in den Zoll-
einnahmen des Reiches zum Ausdruck. Der Zentrums-
antrag würde alſo, falls er verwirklicht werden könnte, darauf
hinanslaufen, den Konſumenten von jeder Mark, die
ihnen genommen wurde, einen Groſchen wieder zu
geben.

Aber auch dieſen Groſchen können ſie nicht bekommen. Die
erſte Folge der Verteuerung der Lebensmittel iſt ein Rück-
gang des Konſums, der eine Verminderung der Einfuhr
von Lebensmitteln und damit auch eine Verminderung
der Zolleinnahmen bewirkt. Der finanzielle Effekt der
Zollerhöhungen wird demnach gleich Null ſein. Aber ſelbſt
wenn ſich Mehreinnahmen ergeben ſollten, ſo werden ſie für
die beantragte Witwen und Waiſen- Verſicherung nicht nutzbar
gemacht werden können dgteichzeitig die Aus goben-
des Reichshaushalts ſteigen. Reich und Einzelſtaaten
ſind ja ſelbſt große Koſumenten. Das Deutſche Reich hat
alltäglich 609000 Soldaten zu ernähren und 116000 Pferde
zu füttern, der preußiſche Staat allein muß mehr als eine
halbe Million Gefangene erhalten! Bei den im Zolltarif er-
haltenen Sätzen würde ſich ſür das Heer und die Marine
allein für Brot eine Mehrausgabe von mehr als 4 Millionen
Mark pro Jahr ergeben, für Fleiſch (ohne Speck und Kon-
ſerven) mindeſtens ebenſo viel. Sollte die Zollerhöhung für
Hafer verwirklicht werden, dann würde das einer Mehraus-
gabe von etwa 7 Millionen Mark gleichkommen. Von den
100 Millionen Mark, die die Mehreinnahmen an Zöllen nach
Verwirklichung der Sätze des Zolltarifes im beſten Falle aus-
machen würden, bliebe auch nicht ein Pfennig disponibel, ſelbſt
wenn man das Defizit des Etats ganz außer Betracht läßt.

Die Sache liegt alſo ſo, daß wenn das Zentrum auf der
Verwirklichung ſeines Antrages beſteht, neue Steuern er-
forderlich ſind, um die Mehrausgaben zu decken. Und daß
dies nur indirekte Steuern ſein werden, iſt kaum jeman-
dem zweifelhaft.

Die Politiker des Zentrums ſind nicht dumm genug, um
dieſe Konſequenzen des Zollwuchers nicht überſehen zu können.
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Ueberſetzt von Wilhelm Swienty.

„Siewollen!“ rief Mrs. Makely aus. „Wie glücklich bin ich! Sie
waren bis jetzt immer über Altrurien ſo zurückhaltend, daß ich
nichts anderes erwartete als die glatte Ablehnung. Jch hätte
aber wiſſen ſollen, daß Sie immer gütig und zuvorkommend
ſind. Sie wiſſen gar nicht, wie lieb Sie ſind! Jch danke
Jhnen. Sie brauchen ſich um nichts zu kümmern. Laſſen Sie
mich alles machen und warten Sie ruhig, bis ich Jhnen mit-
teile, wo wir uns verſammeln. Dort kommt Reuben Camp
mit ſeinem Ochſengeſpann. Jch danke Jhnen nochmals,
Mr. Homos. Niemand braucht ſich mehr zu ſchämen, das Haus
Gottes zu betreten, wenn wir es erſt wieder in Ordnung ge-
n haben und wir werden es thun ehe zwei Sonntage ver-
gehen.“

Sie drückte des Altruriers Hand mit überſchwänglicher
Tee benswürdigkeit; ich fürchtete ſchon, ſie würde ihm einen Kuß
geben.

„Einen Vorbehalt nur möchte ich
Altrurier.

„Tauſend, wenn Sie wollen“, rief ſie dazwiſchen.
„Und das iſt, daß niemand von meinem Vortrage ausge-
ſchloſſen werden darf wegen ſeiner Stellung oder ſeiner Be-
ſchäftigung. Darauf muß ich beſtehen, ſelbſt in Amerika.

„Jch hab's mir gedacht“, wiederholte ſie fröhlich. „Jch kann

machen“, ſagte der

Sie verſichern, Mr. Homos, daß eine Ausſchließung weder be-
abſichtigt iſt noch geſchehen wird. Jedermann gleichgiltig
wer er iſt und womit er ſich beſchäftigt ſoll Sie hören können,
wenn er eine Eintrittskarte löſt. Genügt Jhnen das

„Vollkommen“, ſagte der Altrurier: er überließ ihr noch ein-
mal ſeine Hand, die ſie von neuem drückte.

Sie nahm meinen Arm, als wir dem Speiſezimmer zu-
ſchritten und flüſterte mir vergnügt zu: „Das wird's machen.
Er wird einſehen, wie viel ſich ſeine geliebten niedrigen Klaſſen
um Altruxien kümmern, wenn ſie einen Dollar Eintrittsgeld
bezahlen ſollen.

Obgleich ich nun die Jdee, den Altrurier in einer öffentlichen
Verſammlung ſprechen zu laſſen, nicht ganz zu billigen ver-
mochte, freute ich mich doch auf den Rieſenſpaß, den das geben
mußte: auch die Mitglieder der kleinen Geſellſchaft, die ich be-
ſonders mit dem Altrurier bekannt gemachk hatte, waren von
denſelben Gefühlen beſeelt. Wahr iſt freilich, daß der Geiſt-
liche einige moraliſche Bedenken äußerte, die mich beunruhigten:
und der Bankier gar warf die Frage auf, ob es ganz taktvoll
ſei, wenn ich derartige Ausnützung meines Gaſtes zulaſſe
wenn ich aber dabei keine ſchweren Bedenken hätte, ſei er mit
bei der Sache. Zu Mrs. Makely äußerte aber niemand auch
nur ein Wort von dieſen Einwendungen und die energiſche
Dame betrieb auch alle Vorbereitungen mit großem Eifer: ſo-
bald die Billets aus der Druckerei gekommen waren, drängte
ſie jedem von uns zwei davon auf. Sie ließ kleine Handzettel
drucken, auf denen Ort und Zeit des Vortrages angegeben war,
und in der ganzen Nachbarſchaft, in allen Hotels, Logierhäuſern
und Farmen verteilen. Sie ſetzte den Vortrag auf den näch-
ſten Sonnabend feſt und zwar für den Nachmittag, damit die
Teilnehmer nicht von den für den Abend vorgeſehenen Ver-
gnügen abgehalten würden. Jn den größten Logierhäuſern
wurden Billets zum Verkauf in den Portierslogen deponiert,
ebenſo in der Apotheke des Dorfes, und ich ſelbſt mußte mich
dazu bequemen, mit Mrs. Makely eine Reihe Häuſer abzu-
aufen, um Billets zu verkaufen

Jch muß bekennen daß ich es ein wenig geſchmacklos fand,
wie ſie da den Leuten die Billets förmlich aufdrängte. Alle
zollten dem Zwecke des Unternehmens lebhaften Beifall, nur
waren die meiſten ſich nicht einig, ob das Mittel auch gut ge-
wählt ſei. Mehrere Male wurde Mrs. Makely von den Damen
gefragt, was denn das für ein Mr. Homos ſei und ob ſie auch
genau wüßte, daß er aus Altrurien käme. Vielleicht ſei's ein
Betrüger.

Bei ſolchen Gelegenheiten wurde ich vorgeſchoben, und ich
mußte dann erzählen, was ich von dem Freunde wußte, aus-
einanderſetzen, wann und warum er mein Gaſt geworden ſei,
Das hatte natürlich immer den Effekt, daß die böſen Ahnungen
über den Verlauf des Unternehmens, die in mir von vornher-
ein aufgeſtiegen waren und die ich als phantaſtiſch von mir ge-
wieſen hatte, nur noch feſtere Geſtalt annahmen.

Die Billets konnten nur langſam abgeſetzt werden, ſelbſt in
unſerem eigenen Hotel: der Spaß war den Leuten zu teuer,

viele brauchten nur den Preis zu hören, als ſie auch ſchon ge-
nug von Altrurien gehört hatten und der ganzen Sache über-
drüſſig waren.

Mrs. Makely meinte, ſie hätte von dieſen Leuten nichts an-
deres erwartet, es ſei abſcheuliches und geiziges Volk; es ſei
überhaupt nur der bloße Neid, weil ſie die Veranſtalterin der
Sache ſei. Um die widerſpenſtigen Damen zu ärgern, wich ſie
dem Altrurier faſt nicht mehr von der Seite und gab ſich in
einem fort mit ihm ab. Mir gegenüber geſtand ſie freilich ganz
kleinlaut, daß ſie ſich gar nicht getraue. den Buchhalter des
Hotels zu fragen, wie viel er von den Billets ſchon verkauſt
habe, die ſie bei ihm deponierte. Eines Morgens, drei oder
vier Tage ſpäter, hielt ſie der Oberkellner einen Augenblick zu-
rück, als wir den Speiſeſaal betraten und frug beſcheiden, ob
ſie ihm noch ein paar Billets überlaſſen könnte, er glaube Ab-
nehmer dafür zu finden. Ob ſie wollte! Sie zog ſofort ein
ganzes Paket aus der Taſche und reichte es ihm hin: „Hier
haben Sie fünfundzwanzig.“

Am Nachmittag fand ſich plötzlich Reuben Camp in der Ecke
der Veranda ein, die ich mit Mrs. Makely beſetzt hielt, und
frug, ob wir ihm eine Anzahl Billets zu dem Vortrage über
laſſen wollten, damit er damit ſein Glück verſuche.
„„So viel Sie wollen, Reuben“, ſagte Mrs. Makely, ordent-

lich erfreut. „Hoffentlich haben Sie mehr Glück wie ich. Mir
iſt die ganze Geſchichte verleidet.“

„Sie fiſchte unterdeſſen eine ganze Anzahl Bündel von Billets
aus ihrer Taſche. Soll ich die alle haben frug Reuben.

„Alle. Jch geb' Jhnen noch was dazu“, ſagte ſie mit einem
Anflug von Galgenhumor. Als ſie jedoch einpackte, ſchien ſie
doche in wenig erſchreckt ob ſolcher Kühnheit. „Sie wiſſen, es ſind
nicht weniger als hundert!“

„Jch weiß es. Jch will ſehen, was ſich unter den Landleuten
thun läßt. Außerdem wird da drüben die Verbindungsſtrecke
der Eiſenbahn ausgebeſſert; ich kenne eine ganze Anzahl der Leute.
Jch wette, ein paar von ihnenwerden gern kommen.“

„Jedes Billet koſtet einen Dollar, das wiſſen Sie doch“, be-
merkte ſie.

„Natürlich“, erwiderte er. „Vorläufig Adieu
Mrs. Makely wandte ſich mit einem zweifelnden Ausdruck

an mich, als Reuben ſich davontrollte. „Jch weiß nicht, was
das werden ſoll.“



Daß ſie w x dieſes windelmanöver verſuchen, beweiſt
nur, daß die unerbittliche Verſchärfung der Klaſſengegenſätze
ſie gezwungen hat, unehrliche Politik zu treiben. So wenig
aufgeklärt die katholiſche Arbeiterbevölkerung auch noch iſt, ſo
ſehr ſchärft die Not aber ihren Blick, daß ſie auch dieſes raffi-
niert in Szene geſetzte Trugſpiel durchſchauen wird.

0Die Regierung und die Polen.
Das preußiſche Abgeordnetenhaus war am Montag

der Schauplatz erregter' und bedeutſamer Debatten. Auf der
Tagesordnung ſtand die Beratung von zwei Jnter-
pellationen, die ſich auf die in letzter Zeit ſo akut ge
wordene Polenfrage bezogen ſowohl die nationalliberale
wie die polniſche Fraktion hatten die Wreſchener Vor-
gänge und die in der Thronrede über die preußiſche Polen-
politik enthaltenen Ankündigungen zum Anlaß genommen, die
Regierung über die in den Oſtmarken eingeſchlagene Marſch-
route zu interpellieren. Die Aktualität der Materie wie die
Erwartung einer großen, programmatiſchen Erklärung des
Miniſterpräſidenten Grafen Bülow hatte auf das Haus wie
auf das Publikum eine außerordentlich ſtarke Anziehungskraft
ausgeübt:; die Tribünen waren überfüllt, die Abgeordneten in
großer Anzahl verſammelt. Am Regiecrungstiſch hatte der
Miniſterpräſident, Herr v. Bülow, mit einem großen Stabe
preußiſcher Miniſter und Geheimräte Platz genommen.

Als erſter Redner nahm der Nationalliberale Hobrecht das
Woxt; er begründete die Interpellation ſeiner Fraktion, die be-
kanktlich ſeit langem die parlamentariſche Führung in der Be-
kämpfung des Polentums übernommen hat, in äußerlich maß-
voller Weiſe. Er verlangte von der Regierung eine bindende
Zuſage, daß ſie in der Polenpolitik der ſcharfen Tonart ver-
harren werde. Dabei mußte er zugeben, daß eine Schwächung
des Deutſchtums in den öſtlichen Provinzen während der letzten
Jahre nicht erfolgt ſei. Als ſein Antipode hielt darauf der
polniſche Führer Herr v. Jazdzewski eine wohlüberlegte und
bei aller Schärſe des Tones ſtets auf ſachlichem Material
fußende Anklagerede gegen die neuere preußiſche Polenpolitik.
Er zog beſonders die Unterdrückung der polniſchen Sprache im
Religionsunterricht auf den Volksſchulen in den Bereich ſeiner
Kritik, beſprach die Ereigniſſe in Wreſchen und bezeichnete die
Germaniſierungspolitik des prügelnden Bakels in der Hand

Bei der Fällung des
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hneſener Urteils hätte die Juſtiz, ſo meinte der Redner, vor

Scham ihr Angeſicht bedecken ſollen. Dieſe gegen
die Rechtſprechung eines preußiſchen Gerichtes ſich wendende
Aeußerung trug dem polniſchen Wortführer ſeitens des Präſi-
denten von Kröcher, der mit geſpannter Aufmerkſamkeit lauſchte,
einen Ordnungsruf ein.

Auf die Jnterpellationen antwortete namens der preußiſchen
nut Graf Bülow in einer mehr als

e
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S g e o d r danderthalbſtündigen Rede. Es war die längſte Rede, die Graf
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den lebhaften Zuſtimmungsäußerungen Rechten und der
Nationalliberalen und von ebenſo energiſchem Widerſpruch auf
polniſcher und freiſinniger Seite. Graf Bülow hatte die ganze
Jovialität des diplomätiſchen Charmeurs zu Hauſe gelaſſen;
er ſprach mit auffallender Schärfe. Was er ſagte, war nicht
mehr und nicht weniger als die offizielle und endgiltige
Kriegserklärung gegen die polniſche oder, wie Graf
Bülow ſagte die großpolniſche Agitation, als deren Ziel
der Reichskanzler die Wiederherſtellung des alten Königreichs
Polen anſieht. Es war die von der höchſten verantwortlichen
Stelle des Reiches und Preußens ausgehende Beſtätigung der
neupreußiſchen Politik einer Zwangsgermaniſierung auf
adminiſtrativem Wege. Jn Wreſchen iſt weder gegen Züch-
tigungsbefugniſſe der Lehrer noch gegen die Verfaſſung ver-
ſtoßen worden, meinte Herr von Bülow. Aber und das
iſt vorläufig das einzige erfreuliche Ergebnis der bedauerlichen
Vorgänge körperliche Strafen ſollen im Religions-
unterricht nicht mehr zur Anwendung gebracht
werden. Eine freundlichere Tonart ſuchte Graf Bülow gegen
das den Polen befreundete Zentrum anzuſchlagen; er ver-
ſprach den deutſchen Katholiken der öſtlichen Provinzen den
weiteſtgehenden Schutz der Regierung gegenüber allen Poloni-
ſierungstendenzen.

Er erklärte, weder katholiſche noch proteſtantiſche, weder
konſervative noch liberale Politik zu machen, und er klagte ein
wenig über die Schwierigkeiten, die einem leitenden Staats-
mann die konfeſſionelle Zerriſſenheit Deutſchlands bereite. Jn
religiöſen Dingen behauptet Graf Bülow tolerant zu ſein ſo-
gar das Wort „liberal“ wagte er hier ſchüchtern für ſich in An-
ſpruch zu nehmen. Vielleicht findet er es beſonders modern,
wie einſt Friedrich der Große, jeden nach ſeiner Fason ſelig
werden zu laſſen. Nur fügte der Miniſterpräſident hinzu
„in nationalen Fragen verſtehe ch keinen

m 4 a nhbhalt do S 2 lSpaß.“ Die innere Geſchloſſenheit des Staates iſt ihm de
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Jhnen Billets abgenommen haben, würde das nicht ſehr ange-
nehm ſein.“

„Oh“, ſagte Mrs. Makely mit einem verächtlichen Achſelzucken,
das mich in Erſtaunen ſetzte, „was kümmern mich die! Mich
beunruhigt nur, daß ich Reuben alle Billets gegeben habe. Er
wird wahrſcheinlich gar keine oder nur ſehr wenige abſetzen
und mir den Reſt davon wiederbringen, wenn es bereits zu ſpät
iſt, noch welche zu verkaufen. Jch bin davon feſt über
fügte ſie fröhlich hinzu. „Wenigſtens aber kann ich a
ich alle Billers abgeſetzt habe. Jch will doch dem Buchhalter
den Auftrag geben, datß er t, die wir fürbeſondere Zwecke zurückgelegt haben, Reuben brin
nmug zurück.“

Sie kam ziemlich ſchnell zurück. „Denken Sie nur“,
ſchon von weitem, „er hat nicht ein einziges mehr übrig. Er
rzählte, daß heute morgen ein Bauer gekommen ſei und den
ganzen Reſt abgenommen habe er wüßte gar nicht mehr, wie
viel es noch geweſen ſeien. Sollte er etwa damit ſpekulieren
wollen Wenn mir nur Reuben Camp nicht einen jolchen
Streich ſpielt! Warum ſollte er auch nicht? Jch glaube, ich
hätte ſelbſt darin ſpekuliert, wenn's möglich geweſen wäre. Ich
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würde mich diebiſch freuen, wenn die Damen, die mir keine
Billets abgenommen haben, jetzt doppelt und dreifach ſo
dafür bezahlen müßten. Ah, Mrs. Bulkenham“, rief ſie einer
Dame entgegen, die auf uns zukam denk i1 o l a

v e 4 Aniſt mir eine ordentliche Erleichteruralle Billets los! Es
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„Schön; ſie koſten aber fünf Dollar. Jch
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Vorausſetzung unſerer Weltmachtſtellung. Mit der wiederholten
pointierten Betonung des deutſchen Nationalbewußtſeins war
Graf Bülow, der ſich, wie einſt Bismarck ſich als „ehrlicher
Makler“ bezeichnete, für einen „ehrlichen Mann“ erklärte, ganz
in ſeinem Fahrwaſſer. Er verlas zwei lange Berichte der Ober-
präſidenten von Poſen und Weſtpreußen, die die Zuſtände in den
Oſtmarken ſchwarz in ſchwarz malen, ſowie eine lange, ſchrift
lich fixierte programmatiſche Erklärung über die
preußiſche Polenpolitik; ihr Jnhalt iſt in folgendem
zuſammengefaßt:

„Jn erſter Linie muß die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der
deutſchen Elemente geſtärkt werden, der Zuzug von Deutſchen
iſt zu fördern, ihre Abwanderung zu verhindern. Das wichtigſte
Mittel hierzu iſt die Fortführung einer zielbewußten Siede-
lungspolitik. Dieſe wird in beſchleunigtem Tempo durchgeführt
werden. Dem Landtage werden Vorſchläge auf Bewilligung
reichlicher Mittel zu dieſem Zwecke gemacht werden. Da-
neben iſt eine Stärkung der deutſchen Bauern in ihrem Beſitz
unter Aufwendung ſtagtlicher Mittel dringend notwendig.
Alle Beſtrebungen zur Feſtigung des deutſchen Bauernſtandes,
ſowie zur Ausbildung des ländlichen Genoſſenſchafts- und
Kreditweſens, zur Förderung der Landeskultur, zur Hebung
des Verkehrs werden bei uns eine energiſche Unterſtützung
finden. Wir werden dabei gemeinſam arbeiten mit dem Groß-
grundbeſitz der ſeinerſeits der übrigen ländlichen Be-
völkerung als Berater zur Seite ſtehen ſoll. Der ſtaat-
liche Domänenbeſitz muß erweitert, die Majorate und Fidei-
komiſſe vermehrt werden, damit der Großagrundbeſitz in
ſeiner wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit geſtärkt wird. Auch
den Städten muß Fürſorge zu teil werden.

Es wird ſich hier um Unterſtützung, eventuell auch Seßhaft-
machung deutſcher Handwerker, kleiner Gewerbetreibender und
Kaufleute handeln, um Errichtung von gewerblichen Unterrichts-
anſtalten, um den Bau deutſcher Vereinshäuſer. Von großer
Bedeutung wird auch die Belegung der Städte mit
Garniſoöonen ſein. Eine Kabinettsordre des Kaiſers vom
2. Januar d. Js. verfügt, daß in Wreſchen und Schrimm
Unterkunft für je ein Bataillon ſichergeſtellt werden ſoll. Die
Beamten des Oſtens nehmen eine beſonders ehrenvolle und
verantwortungsvolle Stelle ein. Jch werde nur ſolche Beamte
dort dulden, die ſich dieſer Verantwortung immer bewußt ſind.
Die Verſetzung in die öſtlichen Provinzen ſoll eine beſondere
Auszeichnung ſein, die Anwartſchaft für eine beſonders ehren-
volle Laufbahn. e Den Beamten ſoll das Leben erträglich
gemacht werden: Erwerb von Grundbeſitz für die kleineren
Beamten, event. auf dem Wege der Genoſſenſchaftsbildung, iſt
wünſchenswert. Neben der wirtſchaftlichen iſt die kulturelle
Hebung des Oſtens von größter Bedeutung. Ein kleiner An-
fang iſt gemacht mit Errichtung eines Muſeums und mit der
Kaiſer Wilhelm-Bibliothek in Poſen, mit dem Bau von Theatern
in Bromberg und Poſen. Beſonderer geſetzgeberiſcher Beſtim-
mungen bedarf es nicht, die Regierung hoſft mit der Anwen-
dung der beſtehenden Geſetze und Verwaltungsvorſchriften aus-
zukommen.

Von großer Bedeutung iſt natürlich, daß reichliche finan-
zielle Mittel zur Verfügung ſtehen. Vorläufig ſoll zu die-
ſem Zweck der den Oberpräſidenten von Oſt-, Weſtpreußen und
Schleſien zur freien Verfügung ſtehende Dispoſitionsfonds bis
zum Geſamtbetrage von einer Million erhöht werden. Auch
die Frage bedarf ernſtlicher Erwägung, ob nicht den Beamten
in den gemiſchtſprachlichen Provinzen eine Zulage zu gewähren
iſt. Die Polen haben Preßfreiheit, Verſammlungsfreiheit alle
verfaſſungsmäßigen Rechte, um ihre Jntereſſen zu vertreten.
Aber es muß auch da eine Grenze geben, und dieſe
Grenze wird gezogen durch das Lebensintereſſe
der preußiſchen Monarchie

Bülows Rede ſchloß:
„Jn Schwankungen und Nachgiebigkeit werden wir nicht ver

fallen. Mögen aber die Deutſchen im Oſten ſelbſt mit Hand
anlegen und nicht alles von der Regierung erwarten. Mögen
ſie Sonderbeſtrebungen in wirtſchaftlicher oder konfeſſioneller
Hinſicht aufgeben, die ihre Einigkeit ſtören. Es darf im Oſten
nur eine Parole geben und das iſt die nationale! Es hat
eine Zeit gegeben, wo man von einem heiligen Deutſchen Reich
ſprach, deſſen Grenzen weiter gingen, als heute. Wir denken
nicht daran, unſere Grenzen nach irgend einer Richtung ver-
ſchieben zu wollen, es giebt kein friedliebenderes Volk als das
deutſche, kein Volk, welches weniger eroberungsluſtig wäre.
Alles das, was uns die Vorſehung gewährt hat zur Entſchädi-
gung für anderweitige Verluſte, den Beſitzſtand im Oſten, deſſen
Wiedergewinnung und Verſchmelzung mit dem Deutſchtum den
ſchönſten Ruhmestitel der preußiſchen Krone bildet, das werden
wir feſthalten und ausbauen, eingedenk des Wortes: Was
Du ererbt von Deinen Vätern haſt, erwirb es, um es zu be-

ſitzen. c Du In a 0 verEs iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Rede des Miniſterpräſidenten
von den Konſervativen und Nationalliberalen fortgeſetzt mit
Beifallskundgebungen begleitet wurde, die ſich zum Schluß zueiner förmlichen Seatien auswuchſen. Herr Studt, der
Kultusminiſter, der nach Bülow drankam, hatte nicht mehr viel
zu ſagen. Er verteidigte die Maßnahmen der Unterrichtsver-
waltung. Dann kamen noch drei Redner aus dem Hauſe zum
Worte. Herr Fritzen vom Zentrum gab den Polen, nachdem
er ſich vor der „großpolniſchen“ Agitation gebührend bekreuzigt,
in ihrer Verurteilung hakatiſtiſcher Hetzereien und Studtſcher
Schulpolitik recht. Dagegen zeigte ſich der Konſervative

re

ſo viel zu nehmen, als ich bekommen kann. Reſlektieren Sie
noch darauf

„Ja“, ſagte Mrs. Bulkenham etwas zögernd. Mrs. Makely
notierte ſich's in ihr zierliches Notizbüchlein. Nach wenigen
Minuten ſchon kamen mindeſtens fünfzehn Damen angeſtürmt,
die um Billets zu denſelben Bedingungen baten.

Mir wurde das zu viel, und ich erhob mich, um mich zu ent-
fernen ich fühlte mich mitſchuldig an dem Ränkeſpiel, das da
geſchmiedet wurde. Auch Mrs. Makely ſchien etwas Ge-
wiſſensbiſſe zu haben, wenn auch anderer Art.

Wie, wenn Reuben Camos oder der Oberkellner keine Billets
gen ſollten Was ſoll ich dann nur thun Jch muß

die Gänge ſtellen laſſen und fünf Dollar für
jeden Vlatz nehmen. Das ein famoſes Geſchäft, wenn's
Sir

an dw

ch beneide Sie um Jhren Optimismus, Mrs. Makely“,
„Aber auch, wenn Camp wirklich mit ſeinen Eiſen

bahnarbeitern angerückt kommen ſollte, wie wird das den
men gefallen, die Jhnen fünf Dollar für den Platz bezahlen

zah! Was mich das kümmert! Jſt's nicht zur Renovie-
rung einer Kirche? Sehen Sie, dann iſt's genau dasſelbe, als
würde eine Andacht abgehalten, bei der doch jeder gleichviel

Mrs. Makely verkaufte Plätze an alle
ohne doch Billets zu haben. Am Freitag

rachte Reuben Camp blanke hundert Dollar, der Oberkellner
tie ſeine fünfundzwanzig bereits bezahlt. „Jch habe mich
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ch traut, zu fragen, ob ſie ſpekuliert haben“, geſtand mir
Mrs, Makely. Glauben Sie, daß ſie das fertig gebracht

te Ole Achſeln.
tel war der große Saal hergerichtet worden, in dem

anzt wurde und alle die Unterhaltungen ſich abſpielten,
a Sommexhotels gang und gäbe ſind wir hatten bereits

Dramatiſchen Leſeabend abgehalten, eine Unterhaltung mit
Shonographen gehabt, eine ſpaßige Ausſtellung von

er inſtaltet, ein paar Sänger waren aufgetreten
ch wein nicht, was ſonſt noch alles. Der Saal fonnte

elleicht zweihundert Menſchen Raum gewähren, wenn die
bin gezwungen, Stühle dicht aneinander geſtellt wurden. Mrs. Makely hatte

von Heydebrand und der einer der enragierteftert
Reaktionäre, über das Bülowſche Programm entzückt. Noch-
dem noch der Pole Stychel gegen die Regierungsreden pole
miſiert, vertagte das Haus die Weiterberatung auf Dienstag.

Wenn der politiſche Erfolg von rhetoriſch vollendeten Reden
abhinge, dann wäre Bülows Erfolg auf dem Gebiete der Polen-
olitik garantiert. Da dazu aber etwas mehr gehört alshöre pathetiſche Worte, wird auch Bülow noch erfahren, daß

die Gedanken zwar leicht beieinander wohnen, daß aber im
Raume ſich hart die Sachen ſtoßen. Die ſchwierige Frage der
Polenpolitik zu löſen, dazu gehören wirkliche Staatsmänner,
und Bülow und Genoſſen ſind es nicht.

Deutſcher Reichstag.
115. Sitzung. Sonnabend, den 11. Jannar 1902.

(Schluß aus geſtriger Nummer.)
Reichskanzler Graf Vülow: Der Herr Vorredner hat auf

eine Rede des Kaiſers, die derſelbe im vorigen Jahre in Cux-
haven gehalten hat, Bezug genommen. Dieſe Rede war eine
reine Friedenskundgebung. Dann hat der Vorredner
einen Gegenſatz zu konſtruieren verſucht zwiſchen jener Rede und
unſerer Wirtſchaftspolitik. Jch habe bei der Tarifdebatte darauf
hingewieſen, daß eine vernünftige Weltpolitik eine vernünftige
Heimatspolitik nicht ausſchließt. Lachen bei den Soz.) Es
giebt auch eine unvernünftige Heimatspolitik. (Ceb-
hafte Zuſtimmung bei den Soz. Heiterkeit.), die werden wir
und die Mehrheit dieſes hohen Hauſes nicht mitmachen. (Sehr
gut! rechts.) Als Gegner der Weltpolitik kann der Herr Abg.
Bebel nicht im Namen der Weltpolitik gegen unſere Heimats-
politik polemiſieren. Dieſen Luxus darf ſich der Herr Abgeord-
nete nicht geſtatten, das Roß der Weltpolitik darf er uns gegen
über nicht tummeln, es ſei denn, daß er vorher für mindeſtens
3 Flottenvorlagen geſtimmt hat. (Heiterkeit.) Weiter hat Herr
Bebel geſagt, daß bei unſeren Dreibund verbündeten Mißtrauen
gegen uns beſtünde. Dieſe Anſicht iſt durchaus unbegründet.
Jch kann ihm nur mitteilen, daß ich geſtern aus Rom ein Tele
gramm erhalten habe, in welchem der italieniſche Miniſter des
Auswärtigen, Prinetti, ſich mit meinen Ausführungen von neu
lich Wort für Wort einverſtanden erklärt. Alſo ich kann ihn
nur bitten, auch betr. unſerer internationalen Verhältniſſe ſich
nicht zu viel Bären aufbinden zu laſſen. (Heiterkeit rechts.)
Die weiteren Ausführungen des Abg. Bebel waren nur ein
Beweis dafür, daß es in Deutſchland hervorragende Politiker,
ja ganze Parteien giebt, die die auswärtige Politik mehr vom
Standpunkt ihrer ſubjektiven Empfindung beurteilen.

Seine Partei nimmt in dieſer Frage einen Standpunkt ein,
den das deutſche Volk weder teilt, noch begreift. Jn England
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und Frankreich würden es manche Leute gewiß gern ſehen,
wenn die Anſichten des Abg. Bebel über unſere Kolonialpolitik
die herrſchenden wären. Nach meiner Anſicht kann darüber
kein Zweifel ſein, daß alles, was von den Exzeſſen unſerer
Truppen geſagt wurde, teils übertrieben, teils erfunden iſt,
beſonders die Hunnenbriefe. Sovweit dieſe nicht beſtellt
waren, ſchwebte über ihnen Münchhauſens Geiſt. Die
Anſicht des Biſchofs Anzer über die künftige Entwickelung der
Dinge in China, die Herr Bebel anführt, ſcheint mir etwas
peſſimiſtiſch. Jedenfalls ſind gegen Vorkommniſſe, wie im
vorigen Jahre, Vorkehrungen getroffen. Dem chineſiſchen
Volke iſt in empfindlicher Weiſe klargemacht worden, daß es
ſich nicht ungeſtraft gegen die Europäer vergehen darf. Gewiß
werden die chineſiſchen Behörden noch harte Kämpfe gegen die
Boxer zu führen haben, die Anſicht unſerer Vertreter in China
geht aber dahin, daß ähnliche Vorgänge, wie die letzten, in abſeh-
barer Zeit nicht zu erwarten ſind. Es iſt zu erwarten, daß
die Erſchließung Chinas für die europäiſche Kultur von jetzt
ab ohne Störungen verlaufen wird. Was wir in China er-
reichen wollen, habe ich ſeiner Zeit ausführlich dargelegt. Sie
werden zugeben, daß das Programm in allen weſentlichen
Punkten erreicht worden iſt. Deutſchland geht aus der
re Affaire in geſicherter Stellung und mit vollen Ehren
jervor.Herr Bebel hat die Haltung unſerer Truppen im deutſch
franzöſiſchen Kriege angegriffen. Unſer Heer hat aber, was
Menſchlichkeit anlangt, in dieſem Kriege in allererſter Linie ge-
ſtanden. Lebhafter Beifall rechts.) Weiter werde ich auf dieſe
Anfrage des Abg. Bebel nicht antworten. Gegen ausländiſche
Angriffe auf unſer Heer werde ich ſtets Front machen, das Ur-
teil über dieſe Angriffe aus deutſchem Munde überlaſſe ich
dem deutſchen Volke und der öffentlichen Meinung. (Lebhaftes
Bravo! rechts.)

Preußiſcher Kriegsminiſter von Goßler Es iſt unfruchtbar,
dem Abg. Bebel den Charakter des Krieges klar zu machen.
Die Boxer haben mehr als 80000 chineſiſche Chriſten getötet
die katholiſchen Miſſionare haben wahre Heldenthaten im Kampfe
mit den Boxern vollbracht. Abg. Bebel hat mir ſelbſt gerater,
die „Hunnenbriefe“ vor Gericht zu bringen. Jch habe darxauf-
hin gehofft, er würde vor Gericht die Aufklärung der That
ſachen unterſtützen. Abg. Bebel hat aber vor Gericht angegeben,
er hätte den Namen des betreffenden Briefſchreibers vergeſſen
(Hört! hört! rechts), und er könne ihn jetzt nicht nennen. Das
iſt der Wortlaut ſeiner Ausſage. (Abg. Bebel ruft: Das iſt
der Wortlaut nicht Für die Echtheit der Hunnenbriefe iſt
nirgends ein Beweis erbracht. Jch habe Beweiſe für
beide Sorten dieſer Briefe, die in Europa und die in China
fabrizierten Lügenbriefe. Der Abſender eines Briefes, den ich

d n 7 3 De e Saber nach ihrem eigenen Geſtändnis bereits
fünfzig Billets verkauft reſp. Plätze vergeben.

Als der Sonnabend endlich da war, tröſtete ſie ſich den gan
zen Vormittag damit, daß eine ganze Menge aus den Logier-
häuſern und den anderen Hotels nicht kommen würden; ſie
hätten die Billets nur abgenommen, um die gute Sache zu
unterſtützen: ſie glaubte, daß mindeſtens fünfzig fortbleiben
würden. Wenn Reuben Camp ſeine Billets aber unter den
Bauern und Arbeitern abgeſetzt hatte, ſtand zu erwarten daß
jeder einzelne kommen würde, um auch etwas für ſein gutes
Geld zu haben, und wie der Oberkellner ſeine Billets los ge-
worden war, wagte ſie gar nicht zu fragen.

Der Beginn des Vortrages war auf drei Uhr feſtgeſetzt
worden, ſo daß den Beſuchern genug Zeit zum Nachmittags
ſchläfchen blieb und ſie gerade in der richtigen Stimmung ſein
konnten, die ſo ein Vortrag erforderte. Doch lange vor der
feſtgeſetzten Zeit ſchon langten die Leute an, die ein Nachmit-
tagsſchläfchen nicht zu halten pflegen; ſie kamen zu Fuß zu
Pferde, auf, Farmwagen, leichten Kutſchen, Omnibuſſen und
allen möglichen Vehikeln. Sie zogen ein zum Zirkus, man ſah
Männer und Frauen jeden Alters ſie banden die Pferde an
die Wagen an und arrangierten bald ein gemeinſchaftliches
Frühſtück im Schatten des kleinen Gehölzes, das zwiſchen dem
Hotel und der Eiſenbahnſtation lag. Gegen zwei Uhr hörten
wir Lokomotivpfiffe, obwohl an anderen Tagen um dieſe
kein Zug einlief, und ein aus ein paar Güterwagen beſtehender
Zug kam in Sicht, der die Eiſenbahnarbeiter brachte. Sie
winkten ſchon von weitem mit den Taſchentüchern, als wollten
ſie ſchon vorher zeigen, daß ſie vollkommen vorbereitet ſeien auf
den Spaß, der ſie erwartete.

(Fortſetzung folgt.)

zweihundertund-

Heiteres.
Deutſche Kunſt. A.: Soeben iſt der Jntendant in die

Hoſloge eingetreten. B. „Der will gewiß fragen, ob Charleys
Tante heute im klaſſiſchen Koſtüm geſpielt werden ſoll.“

(Simpl.)
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in Händen habe, ſtammt aus Genf; der Brief iſt in Luzern zur
Poſt gegeben, die anderen waren nach Zürich und Baſel be
ſtimmt. Eine in der Schweiz verbreitete Flugſchrift mit der
Ueberſchrift: „Bebels Meineid und die Hunnenbriefe“, iſt unter-
zeichnet: „Luzern, den 24. Dezember 1901. W. F. G. Schu-
mann.“ (Wiederholte laute Zurufe bei den Sozialdem.: Der
Spitzel Normann-Schumann!) Jch kenne dieſen Por-
mann-Schumann nicht perſönlich, würde aber gen Bebel räten,
auf Grund der in dieſer Schrift enthaltenen ſehr gravierenden
Ausdrücke gegen dieſe Perſönlichkeit in der Schweiz zu klagen.
Jn allen Fällen, wo die Exiſtenz von Beuteſtücken hier im
Lande behauptet worden iſt, iſt ſofort recherchiert worden. Bei
einem Marineſoldaten wurde eine Uhr gefunden, deren Wert
zuerſt von einem angeblichen Sachverſtändigen auf 23000 Mk.
geſchätzt wurde, ſchließlich ergab ſich aber, daß ein Liebhaberungefähr 50 Mk. dafür geben kann. Es iſt eine Uhr, die nicht
geht. (eiterkeit rechts.) Jch verſtehe nicht, wie Abg. Bebel
bezüglich der Pekinger Jnſtrumente das Militärſtraf-geſekbuch zitieren konnte. Der Feld marſchall hat den Befehl

gegeben, daß, um die Kriegskoſten r zu decken,
Staatseigentum mit Beſchlag belegt werden ſolle! (Abg. Singer:
Das nennt man plündern!) Sobald die Regierung die Be-
ſchlagnahme der Pekinger Jnſtrumente erfuhr, hat ſie der
chineſiſchen Regierung angeboten, die Jnſtrumente zurückzu-
nehmen. (Zurufe b. d. Soz.) Die chineſiſche Regierung hat
das abgelehnt.

Weiter hat Abg. Bebel den Fall des Frhrn. von Feilitzſch
hier beſprochen. (Wiederholte Zurufe b. d. Soz.)

Präſident Graf Balleſtrem: Der Herr Abg. Bebel iſt nicht
unterbrochen worden, die Höflichkeit und Ordnung erfordert es,
daß die Herren auch den Herrn Kriegsminiſter nicht unter-
brechen. (Beifall rechts.

Kriegsminiſter v. Goßler (fortfahrend): Die Vorwürſe gegen
den Hauptmann v. Feilitzſch bezüglich ſeines Mutes und ſeiner
Kriegstüchtigkeit entbehren jeden Grundes. Am 13. März 1901
wurde in der Münchener Poſt der Brief eines Chinakämpfers
veröffentlicht, in welchem über ſchlechte Behandlung bei der
Kompagnie des Hauptmanns v. Feilitzſch geklagt worden iſt.
Seitens des Kommandos des Erxpeditionskorps wurde darauf-
hin eine Unterſuchung eingeleitet. Es hat ſich nur ergeben, daß
in einzelnen Fällen ziemlich herbe Worte von dem Hauptmann
gebraucht worden ſind. Dieſe Worte ſind zum Teil rein ſüd-
deutſcher Art. (Große Heiterkeit.) In einzelnen Fällen hat der
Hauptmann die Leute etwas geſchüttelt. Beides, iſt aber nur
da vorgekommen, wo beſonders ſchwere Nachläſſigkeiten der
Leute vorlagen. Trotzdem mußte natürlich gegen den Haupt-
mann v. Feilitzſch durch ein kriegsgerichtliches Urteil erkannt
werden. (Abg. Bebel ruft: Ahah) Wenn Herr Bebel das
Straf-Geſetzbuch kennen würde, würde ihm dies nichts Neues
ſein. Auf Grund der Vorgänge, die der Kaiſer ſelbſt
geprüft hat, hat er den Hauptmann von Feilitzſch
in ſeine Armee berufen, und wir ſind der Ueber-
zeugung, daß er ein treffliches Mitglied unſerer
Armee ſein wird. (Beifall rechts

Bairiſcher Generalmajor von Endres: Herr v. Feilitzſch hat
niemals das Erſuchen geſtellt, wieder in der bairiſchen Armee
aufgenommen zu werden. Wenn der bairiſche und der preußiſche
Kriegsminiſter etwas zu verhandeln haben, geſchieht das auf
einem andern Weg, als durch die Augsburger Abendzeitung, wie
Herr Bebel meint. Gegen Herrn v. Feilitzſch iſt eine ſehr ſchwere
Strafe verhängt worden, unſer Herr Miniſter hat die Sache
ſehr ſtreng angeſehen. Die Einſtellung in die preußiſche
Armee ſollte bewirken, daß für dieſe ſchwere
Strafe eine gewiſſe Remedur eintrat. Von ſeiten
Preußens wurde die Sache nicht ſo ſehr ſtreng angeſehen.

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen vertagt das Haus die
Weiterberatung.

Nächſte Sitzung; Montag 1 Uhr. Fortſetzung der heutigen
Beratung. Schluß s Uhr.

116. Sitzung. Montag den 13. Januar 1902. 1 Uhr.
Am Bundesratstiſch: v. Goßler, Graf Poſadowsky, Tirpitz,

Frhr. v. Richthofen.
Die

erſte Leſung des Etats
wird fortgeſetzt.

Abg. Dr. Stockmann (Reichsp.): Wenn die Sozialdemokraten
gegen die Zolltarifvorlage mit dem Schlagwort „Brotwucher“
kämpfen, ſo thun ſie gut, dieſes Wort auf ihre franzöſiſchen
Genoſſen anzuwenden, die für höhere Kornzölle geſtimmt haben.

Jm Gegenſatz zum Abg. Richter halte ich den Ausbau von
Verkehrswegen in unſeren Kolonien für ſehr wichtig. Neue
Verkehrswege ſind für unſere Kolonien ſo notwendig wie das
tägliche Brot. (Bravo! rechts.)

Abg. Werner (Antiſ.): Jch ſtimme mit dem Herrn Vorredner
darin überein, daß wir dem Beiſpiele Englands und Hollands
folgen, um unſere Kolonien rentabel zu machen. Das geſchieht
aber nur durch Ausbau der Verkehrswege. Dem Vorſchlage
des Abg. Oertel auf Einführung neuer indirekter Steuern kann
ich mich nicht anſchließen ſollten neue Steuern notwendig wer-
den, ſo muß zunächſt das Großkapital herangezogen werden.

Bairiſcher Staatsrat v. Stengel: Werden die Matrikular
beiträge erhöht, ſo müſſen wir die direkten Steuern erhöhen
oder wichtige Kulturaufgaben müſſen zurückgeſtellt werden. Der
einzige Ausweg, der uns bleibt, iſt die jetzt vorgeſehene Zuſchuß-
anleihe. (Bravo! rechts.Abg. Stöcker (wildkonſ.): Hoffentlich geht die Kriſe bald vor-
über. Bei den Bankbrüchen hat ſich große Gewiſſenloſigkeit
gezeigt. Das iſt aber nicht auf das Konto der kapitaliſtiſchen
Wirtſchaftsordnung zu ſetzen, das beruht auf den Sünden
des Kapitalismus. Eine Arbeitsloſenverſicherung
wird notwendig ſein, ebenſo ein geregelter Arbeitsnach-
weis. Was den Fall Spahn anlangt, ſo hat Herr Dr.
Sattler nicht recht. Der Gegenſatz zwiſchen katholiſcher und
evangeliſcher Auffaſſung iſt nicht der ſchärfſte. Viel ſchärfer
t der Gegenſatz zwiſchen theiſtiſcher und atheiſtiſcher Auf-
faſſung.

Die Kolonien müſſen wir erhalten und weiter ausbauen.
Wenn wir in 100 Jahren die nötige Baumwolle aus den
Kolonien bekommen, haben wir ſie nicht umſonſt angelegt. Was
die Kolonalpolitik betrifft, ſo ſind mir aus Süd-Weſtafrika
bittere Klagen zugegangen. Durch den BranntweinJmport
wird dort die Bevölkerung verderbt. Der Branntweingenuß
iſt verderblich für den Geiſt: lieber führe man die Sklaverei
wieder ein, die nur für den Körper verderblich iſt. Der
Reichskanzler hat die ungehörigen Aeußerungen Chamberlainszurückgewieſen, er hätte ler gegen die ganze, dem deutſchen

Volke unſympathiſche Politik Front machen ſollen. Die
ſyſtematiſche Verwüſtung erſtreckt ſich auch auf deutſche
Miſſionen im Burenlande. (Hört! hört! rechts) Das macht
doch ein Einſchreiten unſerer Regierung notwendig. Thut ſie
es nicht, ſo verliert das Volk das Vertrauen zum Geiſte der
Regierung. Der Abg. Bebel hat es fertig bekommen, eine
Parallele zu ziehen zwiſchen den Thaten der Boxer und den
Thaten unſerer Soldaten 1870/71. Nein, Herr Bebel, das dürfen
Sie nicht! Auch unſere Feinde haben die Humanität unſerer
Truppen anerkannt. Natürlich iſt der Krieg nicht nur Liebe,
ſondern auch Tod und Verwüſtung. Redner erzählt einige
Beiſpiele von Humanität deutſcher Truppen. Und da
entblödet ſich eine Partei nicht, unſer Verhalten 1870/71 zu ver-
gleichen mit den Greuelthaten der Boxer. (Ruf rechts: Es
ſind auch nicht Deutſche, ſondern Jnternationale) Preußjiſche
Truppen haben Geld für hungernde Chineſen ge-ſammelt. Das VBedauern über die Jnſtrumente will ich nicht
wiederholen. Es giebt kein Parlament in der Welt, wo die
Achtung vor dem Vaterlande durch falſche Darſtellungen ſo
untergraben wird, wie bei uns durch die Sozialdemokratie.
(Bravo! rechts.) An der Tapferkeit und Humanität unſerer
Truppen können nur Leute zweifeln, die durch die ſazialdemo-
kratiſche Preſſe um das eigene Nachdenken gebracht ſind. Von
allem Elend, Kriſis und Arbeitsnot iſt das größte Elend doch.

daß wir hier eine Partei haben, die ſo zur Verachtung des
T yndes aufreizt, wie die Sozialdemokratie. (Bravo!
rechtsStaatsſekretär von Richthofen erklärt, daß von der Re-

gierung alles nur mögliche für die in Südafrika gefangenen
deutſchen Miſſionare gethan worden ſei.

Abg. Haſſe (natl.). Jch werde mich von Uebertreibungen
und Schimpfworten fernhalten, das entſpricht nicht meinem
Geſchmack. Wir Alldeutſchen ſind mit der Freitag-Rede des
Reichskanzlers ſehr zufrieden, ſie iſt uns nur etwas zu ſpät ge-
kommen. Die Aufregung im Volke war keine künſtliche ſon-
dern eine gexechte. Da der Miniſter Chamberlain erſt vor-

eſtern ſeine Worte aufrecht erhalten hat, müſſen wir uns um
o entſchiedener auf die Seite des Reichskanzlers ſtellen. Das

Haager Abkommen iſt in Südafrika von den Engländern in
faſt jedem Punkte verletzt worden. Wären Militärbevollmäch-
tigte auf dem Kriegsplatz, ſo könnte man das ganz zweiſelsfrei
feſtſtellen. Jch begrüße es, daß man zurückhaltender gegen Eng-
land geworden iſt. Redner verbeitet ſich dann über die Be-
deutung und die Natur des Dreibundes.

Abg. Dr. Hahn (Bd. d. L.): Jm Volke beſteht ein gewiſſes
Mißbehagen über die Aeußerungen des Herrn Reichskanzlers
betreffend den Dreibund. Ein gewiſſes Mißtrauen empfinde
ich auch gegenüber den neueſten Liebenswürdigkeiten zwiſchen
den Vereinigten Staaten von Amerika und Deutſchland

An der wirtſchaftlichen Kriſis, unter der wir jetzt zu leiden
haben, ſind vor allem die Spekulationen der Hautefinanze
ſchuld. Sollte noch in dieſer Seſſion das Börſengeſetz zur Ver-
handlung kommen, ſo würden wir uns bei dieſer Gelegenheit
ausführlich über die Urſachen der Kriſis unterhalten und Mittel
zur Verhütung ähnlicher Vorkommniſſe vorſchlagen können.
Will die Sozialdemokratie wirklich den Arbeitern nützen, ſo
mußt ſie ihnen dauernde Arbeitsgelegenheit verſchaffen und dieſe
iſt nur bei der Landwirtſchaft zu finden. Wenn es den
Arbeitern aber gut geht, ſind ſie für die Sozialdemokratie nicht
zu haben. (Sehr richtig Als Damm gegen die Sozialdemo-
kratie müſſen wir vor allem die Bauern ſchützen, an dem fel-
ſigen Kern der Bauernſchaft, der nur durch einen hohen Zoll
erhalten werden kann, wird die Flut der Sozialdemokratie zer-
ſchellen. (Bravo! rechts.

Abg. Dr. Arendt (Reichsp.) verbreitet ſich über den Bahn-
bau in den aſrikaniſchen Kolonien und polemiſiert gegen den
Abg. Richter. Herr Bebel bezeichnete die Stellung der
franzöſiſchen Sozialiſten zu den Kornzöllen als eine Angelegen-
heit der inneren Politik, die in jedem Volke anders ſein müßte.
Daß in Frankreich, wo der mittlere Grundbeſitz überwiegt, von
allen Parteien Getreidezölle gefordert werden, beweiſt, daß
dieſe nicht allein den Großgrundbeſitzern zu gute kommen.
Wie ſtellt ſich denn die Sozialdemokratie die Frage der Ge-
treidezölle in der Zukunfts geſellſchaft vor? Die Sozial-
demokratie hat alſo gar keinen Anlaß, für Handelsverträge und
Freihandel einzutreten, und ich bin überzeugt, daß das jetzige
ſchöne Bündnis zwiſchen Kommerzienräten und Sozialdemo-
kratie recht bald in die Brüche gehen wird. Jch halte die
arbeitenden Klaſſen in Deutſchland für ſo einſichtig, daß ſie
einſehen, daß der Schutz der nationalen Arbeit und nicht der
Freihandel in ihrem Jntereſſe liegt. Jch wollte mich eigentlich

trefflichen Ausführungen des Reichskanzlers darauf verzichten.
Das, was Herr Bebel über den Krieg 1870,71 geſagt hat, über-
ſteigt alles, was Herr Chamberlain geſagt hat. Das deutſche
Volk wird Herrn Bebel die Antwort nicht ſchuldig bleiben.
(Lachen bei den Soz.)

Abg. Dr. Hermes (Freiſ. Volksp.): Jm Falle Spahn
ſtehe ich ganz auf Mommſens Standpunkt. Die Profeſſoren
dürfen nur nach ihrer Tüchtigkeit angeſtellt werden. Redner
kommt auf die Frage der Saccharinenbeſteuerung zu ſprechen.
Die letzte Vorlage wird die Saccharinduſtrie ruinieren. Wir
werden uns ja noch eingehend mit der Frage beim Geſetz ſelbſt
beſchäftigen. Jch hoffe, das Zentrum wird nicht helfen, die
Saccharin-Jnduſtrie zu ruiniexen.

Abg. Fürſt von Radziwill (Pole): Auch wir acceptieren
das Wort des Reichskanzlers, das heute im Abgeordnetenhauſe
gefallen iſt: Auch wir laſſen in nationalen Fragen nicht mit
uns ſpaßen. Auch eine nationale Minderheit muß in ihrem
Rechte verteidigt werden. Redner wendet ſich gegen einige
Aeußerungen des Abgeordneten Sattler über die Zuſtände in
Galizien. Die Behauptung Dr. Sattlers, daß es jetzt in
Galizien keine rutheniſche Volksſchule mehr gebe, iſt total un-
richtig. Es giebt mehr rutheniſche als polniſche Volksſchulen.
Darnach kann man einen Schluß auf die Richtigkeit der übrigen
Behauptungen Dr. Sattlers ziehen.

Hiernach wird ein Vertagungsantrag angenommen.
Zur Geſchäftsordnung erklärt Abg. Vebel (Soz.), daß er ſich

die Entgegnung auf die Ausführungen des Reichskanzlers und
des Kriegsminiſters für die weiteren Titel des Etats vorbehält.

Nächſte Sitzung: Dienstag 1 Uhr. 1. Fortſetzung der Etats-
beratung. 2. Jnterpellation Dr. Arendt, betreffend Entſchädigung
der Kriegsinvaliden. 3. Jnterpellation Oriola, betreffend Reform
der Militärpenſions-Geſetzgebung.

Schluß 6 Uhr.

Die Geſchichte des Kali-Suyndikates.
Das fünfzigjährige Jubiläum der Kali Induſtrie in der

Provinz Sachſen gab Veranlaſſung, etwas näher auf die Ver-
hältniſſe und die Entwickelung dieſer Jnduſtrie einzugehen.Jn einem früheren Artikel waren ausführlicher die geologiſchen
Vorausſetzungen des Salzbergbaues dargeſtellt worden, in nach
ſtehendem ſei nach der dem erſten Artikel zu Grunde liegenden
Quelle kurz die Geſchichte des Kaliſyndikates angeführt. Jn
dieſem Syndikate charakteriſiert ſich ſo recht jene Entwickelungs-
phaſe des Kapitalismus, die gerade in unſrer Zeit in einer
ſtarken Konzentrationstendenz in Erſcheinung tritt.

Jn Preußen hat ſich wie anderwärts dank dem über
wiegenden und maßgebenden Einfluß der kapitaliſtiſchen
Intereſſen gegen früher ein totaler Umſchwung in der Berg-Jeſebgebenß vollzogen und den ganzen Bergbau der kapitaliſti-
ſchen Ausbeutung beinahe ſchrankenlos preisgegeben. Die alte
Rechtsauffaſſung, die alle unterirdiſchen Schätze an Mineralien
als das Eigentum der Allgemeinheit für die moderne Zeit
alſo des Staats anſah, wonach der letztere die Erlaubnis
um Bergbau nur „verlieh“, dafür aber den ganzen Betrieb
urch ſtaatliche Beamten ausführte, Lohn- und Arbeitszeit der

Arbeiter feſtſetzte und ſie mit bedeutenden Vorrechten aus-
ſtattete, der von dem Brutto Ertrage noch eine Abgabe zuletzt
von 2 Prozent als Gewinnanteil des eigentlichen Eigen-
tümers, nämlich der Geſamtheit oder des Staats erhob und
den Kapitaliſten in der Hauptſache darauf beſchränkte, den
Netto Gewinn einzuſtreichen oder auch Zubuße zu zahlen, dieſe
alte Rechtsauffaſſung mußte der modernen privatkapitaliſtiſchen
Anſchauung weichen, wonach auch die im Schoße der Erde
ſchlummernden Mineralien als reines Privateigentum anzuſehen
ſeien und der Bergbau ebenſo frei ſein wüſſe, wie alle übrigen
Gewerbebetriebe. Daher wurden 1851 eine Menge einzelner
Abgaben erlaſſen, 1854 wurden die Knappſchaftskaſſen zum
Vorteil der Unternehmer und zum Nachteil der Arbeiter umge-
wandelt, 1860 wurde das wichtige Direktionsprinzip beſeitigt
und damit der Arbeiter „frei“ geſetzt, 1865 wurde dieſes neue
Bergrecht unter Gewährung weiterer Vorteile an die Kapitaliſten
im Allgemeinen Preußiſchen Berggeſetz“ kodifiziert und nach-
träglich, nämlich von 1892 an, wurde auch noch die oben er-
wähnte Bergwerksabgabe von 2 Prozent des Brutto-Ertrages
außer Hebung geſetzt.

Durch alle dieſe Mittel und Mittelchen, in Verbindung mit
der fortſchreitenden Jnduſtrialiſierung Deutſchlands wurde der
Bergbau ein äußerſt lukratives Unternehmen, das profitgierige
Kapital warf ſich mit Vorliebe auf dieſes Gebiet und hat, wie
bekannt, hierin die meiſten Millionäre gezogen. Des Salz-
bergbaus indes konnte ſich das Kapital erft bemächtigen, als
im Jahre 1868 der preußiſche Staat zu gunſten des Privat
kapitals auf das Salzmonopol verzichtet hatte und dafür die

Salzſteuer (nur auf Kochſalz) mit ca. 150 Prozent vom Werte
eingeführt wurde. Da im Salzbergban noch rieſenhaftere Ge
winne winkten als im übrigen Bei ſo ſtürzte ſich auf ihn
alsbald mit fieberhafter Haſt größte und allergrößte
Kapital, das von vornherein mit den allergrößten Mitteln in
der konzentrierten Form von Akltiengeſellſchaften und Gewerk-
ſchaften arbeitete und Werke auf Werke entſtehen ließ und zwar
nicht nur Bergwerke, ſondern auch noch in den meiſten Fällen
mit den Bergwerken verbunden und im großartigſten Maßſtabe
angelegte chemiſche Fabriken.

Jm Jahre 1861 hatte Dr. A. Frank taßfurt die erſte
chemiſche Fabrik, allerdings in recht beſcheidenem Maßſtabe, zur
Verarbeitung von Laliſalz angelegt. Jm nächſten Jahre ent
ſtand die größere Fabrik von Vorſter u. Grüneberg in Staß-
furt, in der Nähe des anhaltiſchen Salzbergwerts entſtand aber
ſogleich eine ganze Reihe derartiger Fabriken. Das Kapital
warf ſich mit fo großer Wucht auf dieſes neue Feld, daß 1864
bereits 18, 1867 deren 16, 1872 aber ſchon 33 ſolcher Fabriken
im Betriebe waren. Und dies alles, obſchon bereits 1864 eine
Ueberproduktion eingetreten war, die einerſeits einen erheblichen
Krach in dieſer Jnduſtrie hervorrief und einige Fabriken ſtill
ſetzte, die aber andererſeits auch die Veranlaſſung wurde, daß
nicht allein die Mehrzahl der Fabriken zu einigen Aktiengeſell-
ſchaften ſich vereinigte, ſondern daß auch der erſte Ring zu
ſtande kam, der nach mancherlei Wandlungen und Störungen
zu dem jetzt allmächtigen „Verkaufsſyndikat der Kaliwerke“ ſich
ausgewachſen hat. Jn dieſer durchaus modernen Jnduſtrie, die
in keiner Weiſe durch hiſtoriſche Rückſtändigkeit oder über-
kommene Verhältniſſe in der brutalen Kraft ihrer Entſchließungen
gehemmt worden iſt, iſt die Konzentrationstendenz des modernen
Kapitals von Anfang an in ſeltener Reinheit in die Erſcheinung
getreten und hat dementſprechend überraſchende Erfolge ge-
zeitigt. Allerdings haben die Syndizierungsbeſtrebungen von
jeher eine weſentliche Unterſtützung in dem beſchränkten Vor-
kommen der Zaliſalze gefünden, das bei der verhältnismäßig
geringen Anzahl der Beteiligten ein Vereinigen leicht ermög
lichte. Dann kam hinzu, datz durch die Natur der Sache alle
Kleinbetriebe mit Ausnahmen einiger alten vom Wettbewerb
ausgeſchloſſen waren von dem Zeitpunkt an, als der preußiſche
Staat ſein Salzmonopol aufgab. Das Monopol liegt jetzt in
den Händen des Kali-Syndikats.

Gründungen der Kali-Jnduſtrie finden ſich auch in der Pro-
vinz Hannover, in Thüringen, Braunſchweig, Mecklenburg
u. ſ. w., die Hauptmaſſe der Kaliproduktion konzentriert ſich
aber auf das ſogenannte Magdeburg Harzer Becken. Ein
großer Teil des Regierungsbezirkes Magdeburg und ſeiner
nächſten Nachbarſchaft iſt mit der Kali-Jnduſtrie eng verknüpft.
Einzelne Orte ſind aufs äußerſte von ihr abhängig und
würden verkommen, wenn dieſe Jnduſtrie auf die eine oder
andere Weiſe ihr Ende fände. Ein teilweiſer Untergang der
Kali-Jnduſtrie gehört aber gar nicht in den Bereich der Un-
möglichkeit, denn eine Anzahl der Werke iſt der Gefahr des
„Erſaufens“ ausgeſetzt. Jn der That iſt das Waſſer der er-
bittertſte und ſchrecklichſte Feind des Kalibergbaues. Es iſt,
als ob das Waſſer Rache nehmen wollte dafür, daß der vor
witzige Menſch, deſſen Begehrlichkeit nichts heilig iſt und nichts
zu wagehalſig erſcheint, mit todesverachtender Kühnheit ſich in
die Eingeweide der Erde hineinwühlt und mit frevelnder
Hand die Schätze an das Tageslicht zieht, die vor Millionen
Jahren das Waſſer in jahrtauſendelanger ſtiller und ſtetiger
Arbeit dort qaufgehäuft hat.

Am Kali-Syndikate ſind etwa 28 Werke beteiligt. Weiter
bildet ein großer Teil der Syndikatswerke noch eine beſondere
Vereinigung, die ſich „Schutzbohrgemeinſchaft“ nennt und die
Aufgabe hat, überall, wo Kali zu vermuten iſt, Bohrungen an-
zuſtellen und, nachdem es gefunden iſt, die Mutung zu er-
werben, ſo daß kein Konkurrent dieſe Schätze der Erde explo-
itieren kann. Auch diejenigen Werke, die Steinſalz fördern,das vom Geſchäftsbetrieb des Kali-Shyndikats abgeſchloſſen

iſt, haben unter ſich noch eine beſondere Konvention zur Rege
lung der Produktion und des Preiſes von Steinſalz abge-
ſchloſſen. Kurzum, die weitgehendſte Organiſation, um den
Proſit zu ſteigern. Die Zuſammenſtellung der großen
Kapitalien zu den Rieſenkapitalien der Aktiengeſellſchaften und
Gewerkſchaften (nicht zu verwechſeln mit den Arbeitergewerk-
chaften) genügte nicht, die Kapitalien mußten in der ſtärkſten

Form konzentriert werden, um das Monopol zu erreichen
und es iſt erreicht im Kali-Syndikat.

Mit ſeiner unerbittlich rückſichtsloſen Preispolitik zwingt es
alle neuentſtehenden Kaliwerke, ſich ihm auzuſchließen, wie dies
erſt im letzten Herbſt in mehreren Fällen ſtattgefunden hat. Es
beſorgt den Verkauf der wichtigeren Produkte und Fabrikate
allein und ſchreibt danach jedem Werke ſeinen prozentualen An-
teil an der Produktion nach den genauen Feſtſetzungen des
Syndikatsvertrages vor, begnügt ſich alſo nicht wie das mehr
bekannte Kohlenjyndikat mit der Feſtſetzung von Produktions-
einſchränkungen, um durch Verminderung der Vorräte einen
Einfluß auf die Preiſe auszuüben. Es iſt damit eine nahezu
ideale Regelung der Produktion und vor allen Dingen ein
hoher Preis und damit eine fabelhafte Dividende erzielt. Grund
genug für die Kapitaliſten, auf das Recht, die Herren im eigenen
Hauſe zu ſein, gern zu verzichten. Damit ſoll nicht geſagt ſein,
daß die jedesmalige Verlängerung des Syndikatsvertrages ſich
glatt vollzieht. Es kommt dabei im Gegenteil in der Regel zu
lebhaften Meinungsverſchiedenheiten über die ſogenannte Be
teiligungsziffer. Jedes Werk möchte dieſe Ziffer, d. h. ſeinen
Anteil an der Geſamtproduktion, für ſich möglichſt hoch angeſetzt
ſehen und die neuen Werke wollen ſich mit der ihnen zugedach
ten niedrigen Beteiligungsziffer in der Regel auch nicht zu-
frieden geben und verweigern den Anſchluß an das Syndikat.
Jn dem einen Falle mahnen jedoch die fetten Dividenden, im
anderen die Preisherabſetzungen des Syndikats dringend zur
Einigung, und der Friede wird immer wieder geſchloſſen.

Einen energiſchen Gegner hatte das Syndikat einſtmals, be-
ſonders 1894, an den preußiſchen Agrariern, weil dieſes ihnen
die Düngeſalze verteuerte. Sie verlangten daher den Austritt
des preußiſchen Fiskus aus dem Syndikat. Dke Regierung
kam in arge Verlegenheit. Auf der einen Seite die begehrlichen
Junker, auf der andern der lockende Ueberſchuß. chließlich
kam ein Kompromiß zu ſtande und im Syndikatsvertrage wurde
feſtgeſetzt, daß etwaige Preiserhöhungen für Düngeſalze derGenehmigung des preußiſchen Handelsminiſters bedürfen. Dieſer

darf ſogar für den Fall örtlicher vorübergehender Notſtände,
über deren Vorhandenſein er allein entſcheidet, niedrige Preiſe
r nur dürfen die Produktionskoſten nicht unterſchritten
werden.

Auch für einen Streik der Arbeiter hat das Syndikat weis-
liche Vorſorge getroffen. Jſt nämlich ein Werk außer ſtande
geraten, ſeinen Lieferungsverpſlichtungen nachzukommen, ſo
haben die übrigen Werke dieſe Lieferung mit zu übernehmen.
Das in Verzug geratene Werk iſt ſogar berechtigt, ſeine Ver-
ſäumnis nachzuholen, falls dieſe nicht mehr als einen Monat
beträgt. Ein Streik auf einem einzelnen Werke würde alſo
dieſem keine empfindliche Schädigung verurſachen.

Litteratur.
Der Wahre Jakob hat ſoeben die zweite Nummer ſeines

19. Jahrganges erſcheinen 7 Das farbige Titelbild Was
wiegt mehr? beſchäftigt ſich mit dem Kräfteverhältnis der
Parteien, welche um den Zolltarif kämpfen das farbige Rück
bild Die Herren der Welt illuſtriert ſcherzhaft die Be
trachtung einiger Unteroffiziere über das Weſen der Grund
rente. Jn einer Anzahl kleinerer Bilder wird in ſatiriſcher
Weiſe auf politiſche und ſoziale Vorgänge der letzten Zeit Bezug
genommen. Das politiſche Leitgedicht Nicht ſpitzeln! ver-
ſpottet die notwendigerweiſe erfolgloſen Bemühungen der
Staatsretter, durch bezahlte Aushorcher ſozialdemokratiſche
Parteigeheimniſſe zu erfahren. Der Preis der Nummer, die
wir unſern Leſern nur empfehlen können, iſt 10 Pfg.

W Die heutige Nummer umfaßt S Seiten.
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ehe Abends 7 UhrS rer tinten all. 122. Vorſt. i. P.-Ab. 33. Vorſt. außer Ab.
2. Viertel.Einlaßkarten ſir ſo vorher im Lokal zu haben. 1. Gaſtſpiel des kgl. Hofſchauſpielers

W. Hinze. Rucäolf Christians.

Schramums Restaurant Hamlet,
Prinz von Dänemarck.

r r crgerſtrae 372. WNittwoch den 15. Januaga
Trauerſpiel in 5 Akten von William

Schliachtefest Shakeſpeare.

verbunden mit launiger Unterhaltung.
Es ladet freundlichſt ein Max Schrammn.

Achtung Rossschlächterei.Einem geehrten Publikum von Halle und Umgegend ſowie Freundenund Bekannten die ergebene An zeige, daß ich mit heutigem Tage Hierauf:
Oleariusſtraße 13, Ede Gruſewen, am allnarkt. Sein aeine Roß jrkz lüächter et a e mein

eröffne und wird es mein Beſtreben ſein, mit guter und feiner Ware zu dienen.
Um geneigten Zuſpruch bittet Eugen Bretschneider 4 ſyſſ t

R. Gottschalk's
L Direktion: Richard Hubert.
G

Apollo- Theater.

Direktion Gustav Poller
am Riebeckplatz, nächſte Nähe vom

Haupt-Bahnhof.
Nur noch 2 Tage:

Der ſenſationelle Spielplan:

William Orfords
Wunder Elefanten
Staunenswerte Dreſſur.
Die größte Attraktion einer Varietee-

Bühne.

La velle Lorraine,
Schönheits- Galerie modern. Meiſter

Frères Welton,
Olympiſche Spiele ſowie

das übrige

Schlager Programm.
Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.
Donnerstag den G. Februar

grosses

Dlite rn
Jeden Mittwoch

OsKar Heller
Steinweg 32.

Telephon 2179.

Donnerstag den 16. Januar 1902
Abends 74 Uhr123. Vorſt. i. P.-A. 34. Vorſt. auß. Ab.

3. Viertel.
Die Regimentstochter.

Kom. Oper in 2 Akten von Donizetti.

Masken- u. Theatergarderoben-
Verleih-Institut

Kleine Ulrichſtraße 25, I,
ält ſeine reichhaltige Auswahl neuer feiner

Nur noch

2 vorstgPungen
Morgen Mittwoch den 15 M.lebte Vorſtellung

lanten Spielplanes undAbochieds henefiz

für
den urkomiſchen

v Kostümebei ſolider Preisſtellung beſtens empfohlen.

Honigkuchen-Bruch
empfiehlt, ſoweit Vorrat reicht
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e v Filiale Gr. Ulrichſtr. 37. M M Univerſal-DroguerieErſte Halleſche Brot r Beer Welt- Panorama. Merſeburgerſtraße.Fa. F. 6. Nebelung, Lauremiusſtraße s Savo en und die Beſteigung des
empfiehlt ihr v igliches garc Kuß es irif. Kogge enbrot Mo ntblan c (4810 Mtr.) Dreines Roggenbrot wie Semmel 9 t D pr r1 Groſchenreihen ca Erd. für 2 01 Knauusel. Gelegenheitskauf. Musund Frühſt ück. kerei, Triftſtr. 15 1 Gebett Betten 15 Mk., 1 Ge Selbſtgekocht. ſie s Pflaumenmus
Verwendet wird nur feine Mehl un m T bett Betten ſchläfr.) 28 Mt. zu à Pfd. 20) Pf., Pfd. 90 Pf.fette Milch. Lieferu S Rerhilet e 450 Perk Gr. Märkerſtr. 17, p. l. Witletindſtraße 32 im Hof.

Ein Protokollbuch verlore Bitte 2 Srtiſch M. 4.50 Freundl. Wohnung zu vermieten. 2 ſaub. Schlaſſtellen ſind zu verm.
abzugeben r le, Breiteſtr. i Spizes r Prr buzna 3, via Breslau n. Voxei. Radewell 107. Herm. Kuhns, Mühlberg a. Elbe.

n DZTZAIT XC Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß

Rauchklub Aue Volte
Zu dem am 19. Januar im

Gaſthof Gottenz W
ſtattfindenden

Maskenball
ladet ergebenſt ein D. O.Masken ſind im Lokal zu haben

J 81 iſt eine vorzügliche

Vorstenland Zigarre,
Preis 10 Stück 50 Pfg.,

100 Stück 4.50 Mk.
Nur bei

Fritz Grimm,J Reilſtr. u. Wuchererſtr. -Ecke.
Fernftr. 1972.

Soeben erſchien:

Wahrer Jakob
Nr. 2.Paul Dre 3

Vom Sozialismus z. Lkteralismus.

Preis 20 PZu beziehen durch r

Volksbuchhandlung,
Ranniſcheſtraße 3.

Selbſtgekochtes Pflaumenmus

a Pfd. z Pf. empfiehlt
Reinhold, Zeitz.Uhr mit en verloren.

Bitte gegen Belohnung abzugeben
Leipzigerſtraße 78 im Laden.

Jch warne hiermit jedermann meiner
Frau Bertha Kurze geb. Männicke
auf meinen Namen etwas zu borgen,
da ich keine Zahlung leiſte.

L. Kurze.

Dank.
Allen, die mir bei der ſchwerenKrankheit, Tode u. Beerdigung meiner

mir r Frau, unſer Mutterſo hilfreich zur Seite ſtanden und mir
durch überaus große Beteiligung durch
Mitgefühl und Spenden meinen herben
Schmerz zu lindern Wo nochmals
w Aaufricht e ank.obert Schneider

und Kinder
nebſt allen Angehörigen.

Dank.
Für die ſo zahlreichen Beweiſe auf-

richtigſter Teilnahme, welche uns beimTode unſerer Tochter Klara zu teil
wurden, ſagen wir hiermit allen un-
ſeren beſten Dank.

Halle a. S., den 13. Januar 1902.
Friedrich Römer u. Frau.

S e e



Beilage zum Volksblatt.
Nr. 12 Halle a. 5., Mittwoch den 15. Januar 1902 13 Jahrg.

Zum Zollkrieg.
Die Zollkommiſſion

hat geſtern ihre zweite Sitzung abgehalten. Es ſtand Abſatz 1
des Zolltarifgeſetzes zur Verhandlung. Von unſerer Fraktion
war dazu ein Antrag eingebracht, welcher verlangt, daß an Stelle
des Abſatz 1, S 1, der einem neuen Zolltarif im voraus die Zu-
ſtimmung erteilt, die Forderung verwirklicht werde, die die ſozial-
demokratiſche Fraktion in ihrem Geſetzentwurf vom 8. Mai 1890
dahin aufſtellte, daß die Zölle auf Getreide, Hülſenfrüchte,
Butter, Fleiſch, Fiſche, Heringe, Mühlenfabrikate (Graupen,
Gries, Grütze, Mehl, Backwaren), Schmalz, Eier, lebendes Zug-
und Schlachtvieh auf gehoben werden.

Nach längerer Geſchäftsordnungsdebatte wird beſchloſſen, den
Abſatz ſamt dem Antrag bis zur Beratung des Zolltarifs zu-
rückzuſtellen.

Es folgt die Beratung des 3. Abſatzes. Hierzu verlangt ein
Antrag unſerer Fraktion die Feſtlegung der Zollfreiheit
für Erzeugniſſe der deutſchen Kolonien und Schutzgebiete. Der
freiſinnige Abg. Gothein wender ſich dagegen. Er wünſcht die
Einführung der Meiſtbegünſtigung für die Erzeugniſſe der
Kolonien. Nach längerer Debatte erklärt Graf Poſadowsky,
die verbündeten Regierungen ſeien bemüht, einen Zollkrieg
ſo lange wie irgend möglich zu vermeiden. Sollte aber trotz-
dem einmal die Notwendigkeit eines Zollkrieges eintreten, ſo
ſeien ſie auch geſonnen, ihn mit allen Mitteln zu führen. Das
ſei der Zweck des Abſatzes 3. Nachdem der Abg. Stadt-
hagen nochmals die ſozialdemokratiſchen Anträge empfohlen
und Abg. Gothein ſeine Anregung wiederholt hat, wird die
Abſtimmung vorgenommen. Jn dieſer wurde einſtimmig
gemäß den Anträgen der Abgg. Fiſchbeck und Stadthagen dem
Abſatz 3 ein Zuſatz gegeben, wonach die von dem Bundesrat
erlaſſenen Einſchränkungen wieder aufzuheben ſind,
wenn dies der Reichstag bei ſeinem nächſten zZu-
ſammentritt beſchließt. Andere Anträge, welche auch
unſeren Kolonien unter allen Umſtänden die Meiſtbegünſtigung
wahren wollten, fanden bei der Mehrheit ken ehör.

Heute findet die dritte Sitzung ſtatt. Unſere Fraktion hat
noch die beiden folgenden Anträge eingebracht:

„Der Bundesrat iſt verpflichtet, die Zölle für vom Auslande
eingehende Waren aufzuheben und deren zollfreie Einfuhr zu
zulaſſen, wenn die gleichartigen Waren von deutſchen Verkaufs-
vereinigungen (Synditaten, Truſts, Kartellen, Ringen u. dergl.)
nach dem oder im Auslande billiger verkauft werden als im
deutſchen Zollgebiete.

Die getroffenen Anordnungen ſind dem Reichstage ſofort
oder, wenn er nicht verſammelt iſt, bei ſeinem nächſten Zuſam-
mentritt mitzuteilen. Sie ſind außer Kraſt zu ſetzen, wenn der
Reichstag die Zuſtimmung nicht erteilt.“

Der zweite Antrag (8 1b) will einen Teil des durch das
Zolltarif- Geſetz den Großgrundbeſitzern zugedachten Vorteils
durch folgende Vorſchrift wenigſtens teilweiſe wieder nehmen.
Er lautet:

„So lange bei der Einfuhr von Getreide in das deutſche
Zollgebiet Zölle erhoben werden, ſind die Eigentümer eines
Iand wirtſchaftlichen Grundbeſitzes mit mehr als 100 Hektar land-
wirtſchaftlich benutzter Fläche verpflichtet, an das Deutſche Reich
für jeden Hektar ihres Beſitzes das Zehnfache des auf den
z rheutner Weizen gelegten Zolls an das deutſche Reich zu
ahlen.“ß 8 10 verlangt Zulaſſung des Rechtswegs über vermeintlich

zu Unrecht erhobene Zölle.
8 14 will die Errichtung einer Auskunftsſtelle über die Zoll-

tarifſätze.
Jn Vorbereitung ſind unter anderem Anträge, welche die

Aufhebung der Salzſteuer, der Branntwein-Liebesgabe und
event. Zuführung des Betrages derſelben an das Reich, ſowie
Aufhebung der Verbrauchsabgabe und der Ausfuhrprämien auf
Zucker verlangen.

Die Publikation des Verzeichniſſes der zum Zolltarif einge-
gangenen Petitionen und ſonſtigen Eingaben ſteht unmittelbar
bevor. Wie verlautet, ſollen die Petitionen gegen den Zoll-
tarif an Zahl etwa fünfmal mehr ausmagchen, wie diejenigen
dafür.

Heiteres aus der Zolltarif- Kommiſſion. Bei der erſten
Leſung des Zolltarifs im Plenum hatte der Abg. Gamp dem
Genoſſen Molkenbuhr ein ſchuldenfreies Gut von 50 Hektaren
in liebenswürdiger Weiſe zum Geſchenk angeboten. Er hatte
hinzugefügt, Herr Molkenbuhr könnte außer ſeinen parlamen-
tariſchen Freunden auch noch die Mitglieder der Freiſinnigen
Partei zur Bewirtſchaftung des Gutes heranziehen; bei der
Not der Landwirtſchaft und der angeblichen geringen Sach-
kenntnis der oppoſitionellen Abgeordneten würde kein Rein-
ertrag aus dieſem Gute herausgewirtſchaftet werden. Auf
dieſen Scherz wurde in der Zolltariffkommiſſion am Donners-
tag zurückgegriffen.

Das im Monde liegende Gut iſt durch Ceſſion von Molken-
buhr an den Abgeordneten Stadthagen abgetreten worden unddieſer erinnerte in der Kommiſſion Herrn Gamp an ſein Ver-

ſprechen. Herr Gamp war natürlich bereit, hinter ſeinem
Worte zu ſtehen. Aber nun erſuchte Stadthagen die Kom-
miſſion dringend, die Beratung des Zolltarifs lange zu ver-
tagen, bis er ein Jahr lang das Gut bewirtſchaftet habe und
von ſeinen Erfolgen berichten könne.

Dieſer Vorſchlag wurde mit großer Heiterkeit aufgenommen.
Herr Gamp und ſeine agrariſchen Freunde wollten davon
freilich nichts wiſſen, und aus der Schenkung wird unter dieſen
Umſtänden nichts werden. Sie witterten hinter dem Vorſchlag
ſchon ſchwarze Obſtruktionsgedanken, während er doch nur ein
Zeichen für die Gründlichkeit iſt, mit der ſich die Oppoſition
um ihre Belehrung und um die ſorgfältige Prüfung des dick-
leibigen Entwurfs bemüht.

Bundesrats mitglieder nahmen an der Sitzung der Kom-
miſſion nicht teil, dagegen waren viele der Kommiſſion nicht
angehörige Abgeordnete als Zaungäſte erſchienen. Heiterkeit
erregte es, daß an der rechts vom Vorſitzenden für die Bundes-
ratsmitglieder reſervierten Seite des Tiſches, einer dieſer Zaun
gäſte und zwar Herr Dr. Diederich Hahn, Platz genommen
hatte. Er wurde mehrfach gefragt, ob der Bund der Land
wirte von ſeinen Mehrforderungen abgelaſſen und ihn als frei
willigen Regierungskommiſſar beſtellt habe.

Tagesgeſchichte.
Halle 14. Januar.

Deutſcher Reichstag.
Die redneriſchen Hochfluten der Etatberatung ſind offenbar

v rrvorübergerauſcht. Als kleines ſtilles Wäſſerchen lief geſtern

die Debatte weiter. Die Kleinen und Kleinſten machten aus
ihren kleinen Schmerzen große Lieder, ohne aber die Aufmerk-
ſamkeit des ſpärlich beſetzten Hauſes zu haben. Ein Lob unſerer
Kolonialpolitik und Schmähworte gegen Chamberlain waren
die Flagge, unter der die meiſten Redner ſegelten. Auch Herr
Stöcker gab ſeine Leiden über Welt und Kolonialpolitik zum
beſten, wobei er auf den wachſenden Branntweinimport in
unſeren Kolonien hinwies. Die Hauptſache für den ſtreitbaren
Pfaffen aber war ein Vorſtoß gegen die Sozialdemokratie.
Dabei wich er bedenklich von der Wahrheit ab. Er warf dem
Genoſſen Bebel vor, daß er die Thaten der Voxer und der
deutſchen Armee im Kriege 1870/71 auf eine Stufe geſtellt
habe. Das hat ſich der würdige Gottesmann ganz aus den
Fingern geſogen; Bebel hat keinen ſolchen Vergleich gezogen.

und dem Kriegsminiſter zu antworten. Heute, wo die Etat-
debatte weitergeht, iſt er dringenderweiſe am Erſcheinen ver
hindert, und ſo mußte er ſich auf die Erklärung zur Geſchäfts
ordnung beſchränken, daß er bei der 2. Leſung des Etats die
Antwort geben werde. Heute wird an ſeiner Stelle unſer Ge
noſſe Dr. Gradnauer unſere vielfach angegriffene Preſſe
verteidigen.

Bülow und Chamberlain.
Die Auslaſſungen des deutſchen Reichskanzlers über den

engliſchen Kolonialminiſter ſind von der engliſchen Preſſe ſehr
unfreundlich aufgenommen worden. Chamberlain ſelbſt hat die
erſtbeſte Gelegenheit benutzt, um ſich dazu zu äußern. Er iſt
am Sonnabend nach Birmingham gefahren und hat da bei
einem Bankett mit deutlicher Anſpielung auf die Bülowſche
Rede erklärt, er nehme nichts zurück, modifizere nichts
und habe nichts zu rechtfertigen Kein engliſcher Mini-
ſter habe jemals ſeinem Lande treu gedient und ſich zugleich
im Auslande der Popularität erfreut. Man müſſe daher der
Kritik des Auslandes ſchon etwas zu gute halten, er wolle
aber nicht dem Beiſpiel folgen, welches für ihn aufgeſtellt wor
den ſei. Er wolle keinem auswärtigen Miniſter
Lehren erteilen, noch irgend welche ans deſffen
Händen entgegen nehmen, er ſei einzig ſeinem Souverain
und ſeinen Landsleuten verantwortlich.

Nun hat Graf Bülow wieder das Wort!

Die Demonſtrationen der Arbeitsloſen.
Jn Frankfurt a. M. iſt geſtern der Säbel geſchwungen

und mit dem Ochſenziemer gehauen worden.
Nachdem am Sonntag Ruhe geherrſcht hatte, haben die An-

ſammlungen und Demonſtrationen geſtern nachmittag ihren
Fortgang genommen. Sie nahmen ihren Anfang am Roß-
markt vor der Ausgabeſtelle des Arbeitsmarktes eines Frankf.
Blattes. Auf dem Trierſchen Platze kam es zu einem tumnul-
tuariſchen Auſtritt. Die Frankfurter Zeitung, die in lokalen
Dingen ſich außerordentlich fromm geſinnt zeigt ſchreibt
darüber:

„Unſer 2- Berichterſtatter war Augenzeuge der dortigen Vor-
gänge, bei denen ſich die Polizei wenig geſchickt benommen
haben ſoll, ſo daß man ihr, die allerdings eine ſchwere Auf-
gabe in dieſen Tagen hat, einen Teil der Schuld an den auf-
regenden Szenen beimeſſen kann. Die Schutzleute die uni-
formierten den blanken Säbel in der Fauſt, die Geheimſchutz-
leute mit Ochſenziemern bewaffnet, drangen auf die in ängſt-
licher Flucht ſich zurückziehenden Menſchen, von denen, wie der
Augenſchein lehrte, auch nicht einer den Verſuch mochte, ſich
irgendwie zur Wehr zu ſetzen. Ganz beſonders energiſch zeigte
ſich ein Wachtmeiſter auf einem Falben, der von einem anderen
Berittenen begleitet, in ſcharfem Galopp den Trieriſchen Platz
hinauf und hinunter, von der Markthalle bis zur Schnurgaſſe
ritt und fortwährend den Säbel ſchwang. Man bemerkte auf
dem Trieriſchen Platz eine Anzahl Frauen, die Pakete
trugen und ganz zufällig in den Schwarm hineingeraten waren.
Sie und viele andere hatten unter der entſchieden zu weit
gehenden „Energie“ der Polizeiorgane aufs empfindlichſte zu
leiden. Es ſei ausdrücklich hervorgehoben, daß die „Demon-
ſtranten“ ſich durchaus friedfertig benommen haben. Der Bericht-
erſtatter, der in nächſter Nähe war, erklärt, daß von den Leuten
nirgends eine Beläſtigung des Publikums verſucht wurde. Ein
zweiter größerer Tumult ereignete ſich nicht weit davon, an der
Ecke der Lindheimergaſſe und Schnurgaſſe. Auch dort kamen
harmloſe Paſſanten plötzlich in bedrängte Lage. Wer nicht
ſchnell genug enteilen konute, wurde einfach zur Seite geſtoßen.
Derartige Dinge ſpielten ſich noch an verſchiedenen Stellen in
größerer Zahl ab. Es erfolgten mehrfache Feſtnahmen. Gegen
5 Uhr war überall alles ruhig.“

Triumphierend verkünden die bürgerlichen Blätter, daß am
Freitag der Regierungspräſident in Frankfurt geweſen ſei und
mit dem Polizeipräſidenten und Magiſtrat über die zu ergreifen-
den Matßznahmen gegen die Demonſtranten verhandelt habe.
Es ſei Vorſorge getroſſen, daß die Polizei alle Anſammlungen
zerſtreuen und Demonſtrationen unterdrücken könne. Damit

l nun die Not der Maſſen behoben werden!
Die Arbeitsloſen haben nur eine Forderung: Arbeit wollen

ſie haben. Gebt ſie ihnen und ihr braucht nicht den Säbel und
den Ochſenziemer hauen zu laſſen.

Für die Beſeitigung des Zeugniszwangs gegen Jonur-
naliſten haben ſich geſtern in der bairiſchen Kammer die Red-
ner aller Parteien ausgeſprochen. Eine Petition des Münchener
Journaliſten- Vereins wurde der Regierung zur Berück-
ſichtigung überwieſen.

Der Bündlermajor Endell will mit der Piſtole in der
Fauſt ſeine ramponierte Ehre wieder flicken. Er hat dem Vor-
ſitzenden des Hakatiſtenvereins, v. Lindemann, ſowie einem
Landrat der Provinz Poſen durch einen Kartellträger Fragen
vorlegen laſſen, ob ſie die Verfaſſer oder Urheber des Artikels
in der Tägl. Rundſchau ſeien. Falls ſie die Fragen nicht zu
verneinen vermöchten, hatte der Kartellträger den Herren eine
Herausforderung auf gezogene Piſtolen und Kugelwechſel bis
zur Kampfunfähigkeit zu überbringen. Vernünfti erweiſe haben
beide die ſonderbare Zumutung abgelehnt.

Leutnant, Thieme, der in Jena den Studenten Held im
Duell erſchoſſen hat, iſt am Sonnabend vom Kriegsgericht zu
zwei Jahren drei Monaten Feſtung verurteilt worden.
Das Gericht billigte ihm mildernde Umſtände zu.

Es iſt intereſſant, wie billig doch manchmal das Leben von
Bourgeoisſöhnchen bewertet wird.

Der Göthebund ſcheint doch weiter vegetieren zu wollen.
Jn Berlin hat am Sonnabend eine Sitzung ſtattgefunden, in
welcher die Gründung eines Volks-Schillerpreiſes be-
ſchloſſen wurde.

Bei der Reichstagserſatzwahl im Wahlkreiſe Sieg
burg-Waldbroel iſt nach amtlicher Feſtſtellung der Kandidat
des Zentrums, Amtsrichter Dr. Becker, gewählt worden.

Ein intereſſanter Kaiſerbeleidigungsprozeſz wurde vor
der Strafkammer in Gießen verhandelt Der Jtaliener
Andrea Manarin hatte ſeinen am Bahnbau bei Laubach be
ſchäftigten Mitarbeitern geſagt, er wolle nach Rom fahren, ſich
dort in einem Abzahlungsgeſchäft einen Anzug kaufen, und
dann nach Berlin reiſen, um den deutſchen Kaiſer aus
dem Wege zu räumen Auf Antrag des Staatsanwalts
wurde er freigeſprochen, der darlegte, daß der Gedanke
gegen derartige Aeußerungen einzuſchreiten, eine menſchliche
aber keine juriſtiſche Erwägung ſei.

Die Verluſtliſte 25 der chineſiſchen Expedition verzeich
net einen Toten, den freiwilligen Krankenpfleger Knorr, der
in Berlin an Gehirnhaut-Entzündung geſtorben iſt.
Die Verhandlung gegen Marten und Hickel ſoll bereits

Mitte Februar in
Totol überraſchend iſt

Prinz

urbi indesGumbinnen ſtattuinder
den Amerikanern die Ankündiguncg

des Beſuches de rinzen Heinrich gekommer Nichtsdeſto
weniger wollen ſie ihn mit großem Pomp empfangen.

Wahlproteſt. Gegen die Wahl des freiſinnigen Abgeord
neten Gothein für Greifswald iſt von konſervativer Seite Pro
teſt eingelegt worden.

Ausland.
Oeſtreich. Der notleidende Kaiſer. Wegen der Un-

zulänglichkeit der Mittel, die derzeitig zur Erhaltung des kaiſer
lichen Hofſtaates zur Verfügung ſtehen, iſt eine Erhöhung der
kaiſerlichen Zivilliſte um 2 Millionen Kronen in Ausſicht ge
nommen, weche ſeit 1879 jährlich 4650000 Gulden betrug.

Frankreich. Miniſterreiſen. Von Lyon ſind Waldeck
Rouſſeau, Millerand, Andree und Deccais nach St. Etienne
gereiſt, wo ein Denkmal von Francois Garnier, dem erſten
Erforſcher von Tonking eingeweiht wurde. Unter den üblichen
Feſtreden iſt die des Bürgermeiſters von St. Etienne, Ledin,
eines Sozialiſten der Richtung Jaures, bemerkenswert, die ein
vollſtändiges ſozialiſtiſches Glaubensbekenntnis enthält. Jn
St. Etienne fand dann auch ein großes Bürgermeiſterbankett
ſtatt, bei welchem auch der ſozialiſtiſche Bürgermeiſter Anzee
von Roanne (Guesdiſt) eine beachtenswerte Rede hielt. Auch
Waldeck-Rouſſeau ſprach bei dieſem Bankett.

Der Krieg in Südafrika
Der Burenführer Liebenberg, welcher des Mordes an

einem engliſchen Leutnant angeklagt war, iſt hingerichtet wor-
den.

200 Burenfamilien haben ſich mit Erlaubnis des franzöſiſchen
Kolonialamtes in Madagaskar niedergelaſſen.

De Wet verſuchte mit einer beträchtlichen Streitmacht am
Sonnabend die Eiſenbahnlinie nördlich von Kroonſtadt zu über-
ſchreiten, wurde aber zurückgetrieben. Er wird den Verſuch
erneuern.

Nach einer Reuter Meldung aus Pretoria überraſchte am
Sonnabend Oberſt Wing 20 Meilen nordweſtlich von Ermelo
ein Burenlager und machte 42 Gefangene, unter denen ſich
Major Wolmarans, Kapitän Wolmarans und Leutnant Malan,
alle drei von der Staatsartillerie, befinden.

Stadtverordueten- Sitzung
vom 13. Januar 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenberger.
Eingegangen iſt ein Schreiben, in dem ſich die früheren Be-

amten der eingemeindeten Vororte für die Regulierung der
Gehälter bedanken. Jn einer von vielen Perſonen unterzeich
neten Petition wird der vom Branddirektor vorgeſchlagenen
Errichtung eines Feuerwehrdepots im Süden der Stadt das
Wort geredet. Zu einem Feſteſſen zum Geburtstage des
Kaiſers wird eingeladen. Nach der Verleſung und Genehmi-
gung des Protokolls der Sitzung vom 6. Januar wurde in die
Tagesordnung eingetreten.

1. Ueber die Wahl der Kommiſſionen referierte der
Stadtverordnete Hildebrandt, der die Vorſchläge zur Be
ſetzung der verſchiedenen Kommiſſionen unterbreitete. Wir
dürfen es uns erſparen, die vielen Kommiſſionsmitglieder hier
aufzuführen, da der Raum unſeres Blattes dazu nicht an-
gethan iſt. Die bekannte Kommiſſion zur Prüfung der im
Ratskeller zum Ausſchank gelangenden Weine wurde wieder
um beſetzt. Hingegen wurde die Kommiſſion zur Vornahme
von „Verdeutſchungen“ geſtrichen. Stadtverordneter Krüger
wurde in die Marktkommiſſion und Stadtverordneter Gerig,
wenn wir richtig gehört haben in die Straßenreinigungs-
Kommiſſion gewählt.

2. 6. Kleine Vorlagen von unweſentlicher Bedeutung
waren folgende: Die Gründung zweier Sekretärſtellen wurde
abgelehnt, dagegen die Gründung einer Aſſiſtentenſtelle an
genommen. Sieben Bureau-Aſſiſtenten-Stellen wurden ohne
Wiederſpruch genehmigt. Die Entlaſtungen der Rechnungen
über den Anleihe-Tilgungsfonds für 1900--1901, den Erneue-
rungsfonds der drei Landgüter und den Theater-Erneuerungs-
fonds für 1900-1901 erfolgten.

7. Die Nachbewilligung für Pflaſterung der Thal-
ſtraße zur Verbreiterung des h Fuß wegesund Anlegung eines Reitweges rief eine ſehr ausgedehnte
Debatte hervor.

Der Magiftrat unterbreitet hierzu folgende Vorlage:
„Die von der ehemaligen Gemeinde Kröllwitz vor der Ein

gemeindung beſchloſſene Pflaſterung der Thalſtraße von der
Kröllwitzer Brücke bis zum Haupteingang des Landgeſtüts Kreuz
iſt im Sommer v. J. vom Stadtbauamte zur Ausführung ge-
langt. Die Arbeiten erforderten gegenüber der unter Poſition
des Nachtragsetats für 1900 vorgeſehenen Summe von 2000 Mk.
einen Mehraufwand von 1740,48 Mk., welcher auf nachbenannte
Umſtände zurückzuführen iſt. Jn dem Anſchlage waren für
Pflaſterſteine nur 15.5 Mk. pro Kubikmeter vorgeſehen, die Ge-
meinde hat indes einen Preis von 18 Mk. mit dem Lieferanten
vereinhart. Außerdem mußten gegenüber dem Anſchlage
2 Kubikmeter Steine mehr beſchafft und ferner noch folgende
im Anſchlage nicht vorgeſehene Arbeiten bewirkt werden: Die
Entwäſſerung der beiderſeitigen Goſſen der Fahrbahn, Anfuhr
von Boden und Aufſchüttung der beiderſeitigen Fußwege, Be
ſchaffung von Bruchſteinen und Anpflaſterung der ſteilen Ufer-
böſchung an einzelnen Stellen, Herſtellung einer Rampe und
Treppe für eine Gondelanlegeſtelle, Ausführung von Ueberwegs
pflaſter nach der Einfahrt zum Landgeſtüt und Herſtellung des
Anſchlußpflaſters der angrenzenden Straßenſtrecken.

Zu den Koſten der Pflaſterung hat der Kreisausſchuß des
Saalkreiſes eine Beihilfe von 6000 Mk. geleiſtet, von der
Summe aber 500 Mk. zurückbehalten, weil die im Anſchlage
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noch nicht erfolgt ſei.
Zu der Anlegung des Fußweges auf der ſüdöſtlichen Seite

der Straße wurden bereits 325 Quadratmeter domänenfiska-
liſches Land in Benutzung genommen. Für die von der Landes-
bauinſpektion geforderte Anpflanzung von Bäumen müßte aber
der in Rede ſtehende Fußweg verbreitert und demgemäß noch
eine weitere Fläche von 325 Quadratmetern von dem Fiskus
erworben werden

Die Verbreiterung dieſes Fußweges und die Bepflanzung
desſelben wird einen Koſtenaufwand von 1350 Mk. verurſachen.
Das hieſige Garniſonkommando und das Direktorium des
Landgeſtüts Kreuz haben nun auch den Wunſch ausgeſprochen,
den ſüdlichen Fußweg des Straßenteils im dienſtlichen Jn-
tereſſe der beiden Behörden als Reitweg freizugeben. Jn Rück-
ſicht auf den zeitweiſe außerordentlich lebhaften Fußgänger-
verkehr erachtet der Magiſtrat jedoch die Freigabe dieſes Fuß-
weges als Reitweg nicht für angängig. Dahingegen erſcheint
die Anlage eines beſonderen Reitweges hinter der an den Fuß-
weg ſich anſchließenden Hecke zweckmäßig und unſchwer durch
führbar. Der Magiſtrat iſt daher bei der königl. Regierung zu
Merſeburg vorſtellig geworden und dieſe hat ſich unterm
4. März und 10. Mai 1901 bereit erklärt, ſowohl die zur Ver
breiterung des ſüdöſtlichen Bürgerſteiges erforderlichen Flächen
als auch den für den geplanten Reitweg notwendigen 4 Meter
breiten Streifen Landes mit Rückſicht auf das öffentliche Jn
tereſſe der Stadtgemeinde käuflich zu überlaſſen. ge

vor el ung von 77 Stück Bäumen (Stück 2.50 Mk)
er
An

forderten Preis von 140 Mk. für 325 Quadratmeter hält der
Magiſtrat für angemeſſen.

Die Verſammlung wird erſucht:
1. ſich mit dem Erwerbe des für den ſüdöſtlichen Bürgerſteig

und für den Reitweg erforderlichen Landes zu dem von der
königl. Regierung zu Merſeburg verlangten Preiſe von 140 Mk
für 325 Quadratmeter (a Ouadratmeter rd. 0.44 Mk.) einver
ſtanden erklären und

2. die Verbreiterung und Bepflanzung des ſüdöſtlichen Fuß
weges und die Anlage eines Reitweges auf der nordweſtlichen
Seite der Straße hinter der beſtehenden Hecke genehmigen, ſo

wie die veranſchlagten Koſten im Betrage von 7350 Mk. auf
Konto des gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds bewilligen zu
wollen.

Gleichzeitig wird erſucht, den Mehraufwand von 1740.48
für den bewirkten Ausbau der genannten Straßenſtrecke aus
dem gleichen Fonds bewilligen zu wollen.“

Gegen die Schaffung des Reitweges ſprach man ſich allgemein
aus, jedoch erklärte man ſich für den Erwerb des Landes vom
Fiskus. Ein von Grote geſtellter und befürworteter Antrag,
das Land zu erwerben, ließ die Frage, zu welchem Zwecke, offen.

er Magiſtrat identifizierte ſich ſchließlich mit dem Antrag Grote,

trag wendete.
Stadtverordneter Krüger weiſt darauf hin, daß nach den

Vorgängen im Kollegium und dem Verhalten des S
anzunehmen ſei, daß er erſt dem Fiskus das Land abkaufe
und dann hinterher womöglich ſage: „Hier, Fiskus, haft Du
den Reitweg.“ Es ſei bekannt, daß der Magiſtrat das, was er
im großen nicht bekommen kann, nachher ſtückweis im kleinen
nehmen wird. Wenn der Fiskus für das Militär einen Reit
veg braucht, ſo möge er ſich ſelbſt einen ſcl iffen. r bitte, den
einen Teil des Magiſtratsantrages und auch den Antrag Grote
abzulehnen zweckmätzig erſcheine es, den Antrag Heiſer an
zunehmen Der Antrag Grote wurde aber ſchließlich angenommen.

8. 2. Genehmigt wurde der Verlauf von Stratzenland
in der verlängerten Streiberſtraße, die Errichtung eines Stroh
verbrennungsofens für die Desinfektionsanſtalt, die Fluchtlinien

t f11 J 9 t 9 7 z ler l r rnfeſtſetzung für die Wörthſtraße und die Anlegung einer Straße
Jlängs der Hulbe.

13. l. Zur Tagesordnung übergegangen wurde über
die Petition wegen Verbeſſerung des Treppenaufganges zum

v 54 e 9 P 57 r d v m rGrundſtück Alte Promenade 27 und über den Einſpruch gegen
Anlegung eines Radfahrerweges in der Reilſtraße.

15. Ueber die Vetition wegen Ausbaues der Wolfs-
ſchüncht referierte Stadtv. Schmidt, der aus den allbekannten,
ſchon wiederholt in das Feld geführten Gründen, es handle ſich
um einen Unternehmerweg und würden dadurch den Anliegern
bedeutende Vorteile gewährt, nach dem Vorſchlag der Bau-

37 r v 14kommiſſion Uebergang zur Tagesordnung beantragte.
d n J fsſchlucht ſei ſei anStadtv. Krüger erklärte, die Wolfsſchlucht ſei ſeit langer

it das Schmerzenskind der Stadt Halle. Man möge do
den Ausbau nicht danach beurteilen, ob durch denſelben den
Anliegern Vorteile gebracht würden oder nicht. Wenn man ſich

en Standpunkt ſtelle, dann werde in aller Ewigkeit dort
ordentliche Straße zu ſtande kommen. Der Verkehr von

r Wörmlitzer- und Liebenauerſtraße her verlange es, daß die
Straße ausgebaut wird. Der Wegd urch die Wolfsſchlucht ſehe

n 2 r9 m 1 di 1 am d d 19e L U lrnmer Polen t l Se enus, wie ne n nie ne. JStadtverordneter müſſe man ſich ſchämen, wenn da keine Re-
medur geſchaffen würde. Der Ausbau im Jntereſſe des Gefamt-
verkehrs ſei notwendig. Allerdings koſte der Ausbau Geld
Wenn es ſich aber darum handle, ein Kaiſerdenkmalßeinzuweihen,
dann könne es gar nicht genug koſten und hier bei einer ſo not
wendigen Verkehrshebung ſchreckt man vor den Koſten
Er beantrage, die Petiti n Magiſtr
zu überweiſen. Stadtv. Berghaus ſtellte ſich au
Standpunkt und meinte, der Weg in der Wolfsſchlucht

J 7 dt Baden aber a drC handfleck fü Die Stadk. Nachdem aber Stadtv.
4cher t p.noch erklärt hie s ſich hierbei um keine offizielle Straße

h v t t I d 3 a t t 10vwandle und m he nicht nach dem Gefühl beurtetilen

1 43 d. 9254 tzrüger abgelehnt und über die Petition
dwa gesordnung übergegangen. Darauf

J rAn den Plätzen d r2 vrnhbomeiſe 20as Volksblgtt waren heute probeweiſe z

J J 4 i r b tzwielichts knallrote Blenden angebracht.
Beſeitigung des Uebels vom Kronleuchter iſt aber unſerem

a r m mmBerichterſtatter die ſchöne Ausſicht

Lokales und Pravimzielles.
Halle a. S., 14. Januar.

Die Polizeiverwnltung gegen das Voltsblatt.
er geſtrige Proz: ß endete it der VerurteilunDe mit der Verurteilung unſeresKollegen Däumig zu 390 M. Seldftrafe. Beantragt

waren drei Monate Gefängnis. Aur ſeine Uubeſtraft
heit rettete unſeren Kollegen vor dem Geſcnanis. Man leſe
den Prozeßbericht nach und man wird ohne weiteres Vie „yrage
aufwerfen: Mußte dieſes geringe Vergehen wenn man es
ſchon als ein ſolches im juriſtiſchen Sinne betrachtet tnit
ſo hoher Strafe geſühnt werden?

Der Gerichtshof hat ſie begründet mit der hohen Stellung
Des Beleidigten. Auch ſei über das zitläſſige Maß der Kritik
hinausgegangen. Der Redakteur bezw. die Prefſe habe das

F. MRecht der öffentlichen Kritik, aber in dieſem „Falle ſei die A

2 91 r J r Jſicht der Beleidigung erkennbar, weshalb dem Angeklagten auch
der Schutz des s 193 (Wahrung berechtigter Intereſſen ver
weigert worden ſei.

Es wird ſich, wenn das ſchriftlich ausgefertigte Urteil vor-
liegt, Gelegenheit bieten, noch näher darauf einzugehen. Nur
zwei Punkte möchten wir zur Widerlegung heranziehen. Erftens:

erkennt man t Redaiteur das Recht zu v
Kritik zu üben, dann mu jan ihm ohn eiteres
ohne jede Einſchränkung 1 Schutz 1 ige
Eines kann nicht ohne das andere exiſtiece: ten
die Preſſe den Begriff der abſicht lichen Beleidigung nicht
Jrgend jemand angreifen und mit Vorfät lichkeit beleidige
wollen, ſetzt eine gemeine Geſinnung voraus. Gegen Oieſ

Vorwurf uns zu r halten wir für überflüſſig. Wir
die als ſtrafbar befundenen Worte nicht kritiſiert, um

Herrn demann zu beleidigen, ſondern in der guten Abſicht,
auf das Dienſtverhältnis des Herrn Oberpolizeiinſpektors zu
ſeinen Beamten im ethiſchen Sinne einzuwirken. Leider iſt es
ſo gekommen, daß Herr Weydemann die Aeußerung, wenn
auch in anderer Form, gethan hat, und wir dafür beſtraft
worden ſind. Daß ſie ſchon ſo lange zurückliegen, haben wir
erſt durch die geſtrige Gerichtsverhandlung erfahren. Aberunſeres Erachtene fällt dieſer Umſtand weniger ins Gewicht,

als die Feſtſtellung, daß die Aeußerung überhaupt ge-
fallen iſt.

Das veranlaßt uns noch zu einem Worte der Abwehr gegen
üher den Angriffen des Herrn Staatsanwalts gegen das Volks-
blatt. Er ſprach zunächſt von dem Sermon, den das Volks-
blatt da mache. Alle Hochachtung vor ſeinen juriſtiſchen Dar
legungen, aber was würde wohl der Herr Staatsanwalt ſagen,
wenn wir uns über ſein Plaidoyer in dieſem oder ähnlichen
Sinne ausſprechen würden Wir hüten uns ſehr wohl, das
zu thun, da wir wiſſen, daß uns der Herr Staatsanwalt ſo-
fort wieder beim Kragen faſſen würde. Nur meinen wir, daß
zu der Anwendung dieſes Wortes nicht die allermindeſte Ver-
anlaſſung vorlag. Ein zweites Wort des Herrn Staatsanwalts
unterſchreiben wir allerdings voll, daß man nicht jede in der
Erregung gefallene Aeußerung zum Gegenſtand der Kritik
machen ſoll. Aber wie verträgt ſich damit das beantragte
Strafmaß? Denn dieſe eben vom Staatsanwalt ausgeſpro-
chenen Worte hätten ſofort Anwendung auf die Anklage gegen
unſeren Kollegen finden müſſen. Er hätte ſtatt drei Monate
Gefängnis Freiſprechung beantragen müſſen, da unſere
Kritik der Weydemannſchen Aeußerung zwar nicht in der Er-
regung, aber keineswegs in böswilliger Abſicht geführt wurde.

Der Staatsanwalt zog das Volksblatt bei dieſer Gelegen-
heit wiederum an und gab ſeinem Empfinden dahin Ausdruck,
daß auch wir manchmal ſchon zu viel geſagt hätten. Leider
ſorgt das Jnſtitut der Saatsanwaltſchaft als öffentliche An-
klägerin ſchon dafür daß wir nicht zu viel ſagen. Nach
unſeren Begriffen ſagen wir häufig noch viel zu wenig,
weil unſere Meinung darüber zu ſehr mit der des Staats-
anwaltrs kollidiert.

Eine Entdeckung hat dieſer Prozeß noch gebracht und zwar
bezüglich unſerer Polizei. Aus dem Munde des jetzigen Chefs
kamen die Worte, daß wir früher und zwar vor der 1892
erfolgten Hierherkunft des Herrn Weydemann eine total
verlodderte Polizei gehabt hätten. Herr Holly war vor
Herrn Weydemann Chef der Exekutive. Was wird er zu den
Enthüllungen ſeines Nachfolgers ſagen?

Angeklagt war der Redakteur Genoſſe Ernſt Däumig und
beleidigt ſein ſollte der Ober-Polizei- Inſpektor Weydemann.

ie Anklage fußte auf einem in der Beilage vom 9. November
er. 265) unter der Rubrik Lokales und Provinzielles mit der
Spitzmarke: Die Halleſche Polizei veröffentlichten Artikel, in
dem der Polizeiprozeß Schöning kritiſiert worden war. Seitens
der Halleſchen Zeitung waren die Enthüllungen im Schöning-
Hrozeß als Quatſch und Klatſch bezeichnet worden und in dem
Artikel wurde geſagt, daß die Halleſche Polizeiverwaltung denn
doch nicht ſo unantaſtbar daſtehe, wie die Halleſche Zeitung
meine. Nach dem Hinweiſe auf einen Artikel in der Preutziſchen
Polizeibeamten-Zeitung, in dem der Wechſel der Halleſchen
Poliziſten mit einem Taubenſchlage verglichen wurde und nach
der Wiederholung einer Aeußerung des Stadtv. Bruß in einer
Stadtverordnetenſitzung über die Behandlung der Schutzleute,
die ſchlimmer als in einer Kaſerne ſei, wurde auf Herrn Weyde-
mann hingewieſen, der ebenfalls den Beweis erbracht habe, daß
ſein Verhalten gegenüber ſeinen Untergebenen nicht als ein-
wandfrei bezeichnet werden könne. Der Poliziſt Schöning habe
in jener Strafkammerſitzung geſagt: „Einmal habe ſich Herr
Weydemann ſo weit vergeſſen, zu den Poliziſten zu ſagen, er
wolle ſie ſchleifen“ uſw. Dazu bemerkte die Kritik des Volks-
blatts: Zeugt dieſer Kaſernenton etwa von humaner Behand-
lung? Leute im Alter von 35 bis 40 Jahren werden ange-
ſchnauzt wie Rekruten und mit wendet ſich jeder an-
ſtändige Menſch ab.

Genoſſe Däumig übernimmt die Verantwortung für den Ar-
tikel und erklärt, den Verfaſſer nicht nennen zu wollen. Der
Artikel und die inkriminierten Aeußerungen ſtützten ſich auf den
Gerichtsbericht, nach dem jene Redewendung unwiderſprochen
gehlieben ſei. Der zur Anklage herangezogene Artikel ſei rund
8 Tage nach dem Gerichtsbericht erſchienen und der Verfaſſer
desſelben habe angenommen, daß das, was Schöning in der
Verhandlung behauptete, auf Wahrheit beruhe. Herr Weyde-
mann habe jedenfalls den Gerichtsbericht geleſen, aber nicht be-
richtigt. Der Verteidiger, Rechtsanwalt Herzfeld, beantragt, ev.
die früheren Poliziſten Schöning, Hübner, Bergzog und Man-
nigel zu laden, die bekunden könnten, daß Herr Weydemann
jene von Schöning behauptete Aeußerung gethan habe.

Her Staatsanwalt entgegnet, die von Herrn Weydemann

in Jahre 1893 gefallen und habe ganz anders gelautet, als
wie ſie von Schöning in jener Verhandlung mitgeteilt worden
iſt. Herr Weydemann ſei damals mit den ihm unterſtellt ge
weſenen Poliziſten unzufrieden geweſen und habe bei dem
Generalappell etwa geſagt: „Wenn unter Euch Schurken und
Hatunken ſind, die grobe Pflichtwidrigkeiten begehen, dann
müßtet Jhr hochgenommen werden.“ Dieſe Aeußerung ſei von

n Staude als ungehörig bezeichnet worden, aber ſie ſei
damals mit Rückſicht auf die Pflichtwidrigkeiten der Beamten
e klärlich erſchienen De Dermon, den das Volksblatt da
mache, treſfe auf den ſoeben erwähnten Fall gar nicht zu.

zeuge Oberpolizeiinſpektor Weydemann erklärt, daß ihm
etwa im Jahre 1892 oder 1893 ein Aktenſtück unterbreitet wor-
den ſei, in dem in einer Beſchwerde an den Staatsanwalt
davon die Rede geweſen, daß er eine ähnliche Aeußzerung, aber
nicht ſo, wie im Volksblatte mitgeteilt worden iſt, gethan habe.

habe er noch gewußt, daß er eine derartige
Aeußerung in der Erregung gethan habe. Dabei fiel
aber ins Gewicht, daß er, wie er Weydemann nach Halle
fam, hier eine total verlodderte Polizei vorfand. Die
Polizeibeamten waren nicht einmal ſo weit militäriſch organi-
ſiert, daß ſie, wenn er oder ein anderer Vorgefetzter an ihnen
vor! den Taſchen zogen. (Wir bemerkten,daß Herr Weydemann in demſelben Augenblick, wo er dieſe

indunge! ichte, vor dem Gerichtsriſch ebenfalls mit den
en in dem Ueberzieher daſtand. Herr Weydemann ent-

ſchul?iat ſeine damalige Aeußerung mit der Erregung über
grobe Pflichtwidrigkeiten ſeiner Untergebenen, die auch damals
in der Tagespreſſe fritiſiert worden ſind. Er ſei vom Militär
g8 en, hatte kurz zuvor als Reſerveoffizier Uebungen mit-
gemacht und da habe ihm der Kaſernenhofton nach angehaftet.
Die damals gebrauchte Redewendung ſei allerdings nicht ge-

aber erklärlich geweſen. Die Aeußerung, wie ſie
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Schöning gethan, vom ſchleifen, habe er ſo in der Form
raucht, ſondern er habe vielmehr geſagt, die guten Be-

mien, die ihre Pflicht thun, müßten den pflichtwidrigen Be-
inten den ſchleifen. Schöning habe lange geſucht, ehe er

einen Vorwurf gegen ihn, Zeugen, erheben konnte und deshalb
ilte Fache ausgegraben. Jm übrigen ſei Schöning

mnals, als die Aenſerung fiel, gar nicht dabei geweſen. Die
rei ihn erſt von anderen, älteren Beamten wieder

be ler Staude habe ihn, Zeugen,
ede geſtellt und nachdem habe er nie wieder

erbun rerme

T
lchen oder ähnlichen Ausdruck gebraucht. Jn dem Pro-

betr. ber berühmten Klatſchgeſchichte, nach der er,
mm und Herr v. Holly alle möglichen S chandthaten4 9
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angen haben ſollten, ſei er erſt in den Gerichtsſaal getreten, alsPonin die erwähnte Redewendung ſchon gethan hatte.

Genoſſe Däumig weiſt aber darauſ hin, daß die Schöning-
ſche Aeußerung in dem Gerichtsbericht des Volksblattes ge
ſperrt gedruckt geweſen iſt und deshalb der Verfaſſer des
Artikels annehmen konnte, Herr Weydemann habe die Aeuße-
rung, wie mitgeteilt, gethan, da kein Widerſpruch ſeitens des
Herrn Weydemann erfolgte. Der Verfaſſer des Artikels
konnte doch nicht wiſſen, daß die Aeußerung von Herrn
Weydemann ſchon vor mehreren Jahren gefallen war er
fußte auf den Gerichtsbericht, deſſen Richtigkeit nicht ange
zweifelt werden kann.

Der Staatsanwalt findet die Erregung, in der Zeuge
Weydemann damals die Aeußerung gethan, begreiflich und
erklärlich. Herr Weydemann habe über die damaligen faulen
Elemente bei der Polizei bei dem Generalappell ſeinem Herzen
durch einen draſtiſchen Ausdruck Luft gemacht. Der Ausdruck
ſei nicht ſchön und auch „nicht zu loben“, aber das Volksblat
hatte keine Urſache, in ſolcher Weiſe, wie im Artikel, über
Herrn Weydemann herzuziehen, zumal die Sache im Jahre
1892 paſſiert iſt. Wenn jeder Menſch und auch die Vertreter
des Volksblattes in dieſer Weiſe zur Rechenſchaft gezogen
werden ſollten, dann würde man wohl wenige finden, die nicht
in derartiger Lage ſchon einmal zu viel geſagt haben. Nach
dem zur Anklage ſtehenden Artikel erſcheine es, als wenn jene
Redensarten bei Herrn Weydemann gang und gäbe wären.
Wegen der einen Aeußerung werde Herr Weydemann da
moraliſch verantwortlich gemacht für das, was ſich im Verkehr
der Polizei mit dem Publikum abſpiele. Das Verhalten des
Artikelſchreibers zeuge von einer gewiſſen Frivolität und es ſei
deshalb gegen den Angeklagten eine Gefängnisſtrafe von
drei Monaten zu beantragen.

Der Verteidiger, Rechtsanwalt Herzfeld, meint, der Staats
anwalt habe nur eine Verteidigungsrede für Herrn Weydemann
gehalten und gar nicht berückſichtigt, unter welchen Umſtänden
der Artikel in das Volksblatt gelangt iſt. Der Verfaſſer des
Artikels hat doch nicht gewußt, daß die von Schöning behaupteteAeußerung ſchon 1892 gefallen iſt. Der Artikel ſei vielleicht
ſcharf, aber er ſei keineswegs ſo zu beurteilen, wie er vom
Staatsanwalt beurteilt worden iſt. Was war denn bei der
Kritik der Aeußerung dabei? Herr Weydemann hat ſich auf
den richtigen Standpunkt geſtellt, indem er ſagte, er habe die
Aeußerung unter dem Eindruck, unter dem er als Reſerve-
ofſizier von einer Uebung zurückkehrte, gethan. Der Kaſernen-
hofton haftete ihm noch an. Warum ſoll ein politiſches Blatt
nicht die Frage aufwerfen, ob dieſer Ton bei der Polizei an-
gebracht iſt? Herr Staude hat ja deshalb auch in einer viel-
leicht gelinden Form ſeiner Zeit eine Rüge erteilt, und es han-
delte ſich doch um kein ſchweres Verbrechen ſeitens des Artikel-
verfaſſers, die damals im Gericht aufgefriſchte Redensart
zu kritiſieren. Der Redakteur hat nicht gewußt, daß die Sache aus
gegraben iſt, für den war ſie friſch. Es iſt ein Recht der Preſſe,
die Behörde zu kritiſieren und inhumane Behandlungen von
Untergebenen an das Licht zu ziehen. Und das ſoll doch nicht
etwa geſagt werden, daß die Aeußerung des Herrn Weydemann
human war. Solche Ausdrücke fallen aber im Militärleben
und ſie brauchten vielleicht im Volksblatt nicht ſo ſcharf gerügt
zu werden. Der Staatsanwalt hat keine Veranlaffung, wegenſolcher Sache 3 Monate Gefängnis zu beantragen. Schöne
habe damals wegen einer ganzen Reihe von Beleidigungen 50 M.
Geldſtrafe bekommen und ſo könne man auch hier im ungün-
ſtigſten Falle auf eine ganz gelinde Geldſtrafe erkennen.
Der Staatsanwalt beantragt noch die Einziehung der Nummern
mit dem inkriminierten Artikel und bemerkt dann, daß Herr
z emann von Herrn Staude keine direkte Rüge bekommen
abe.

Das nach längerer Beratung verkündete Urteil lautete auf
300 M. Geldſtrafe event. 30 Tage Gefängnis Publi-
kationsbefugnis für Weydemann und Einziehung der wkrimi-
nierten Nummern des Volksblattes. Jn der Begründung hieß
es, daß die von Schöning dem Herrn V eydemann in den Mund

elegte Aeußerung allerdings in etwas anderer Form zugegeben
werde, Schüning aber damals an dem Vorgang gar nicht be
teiligt geweſen ſei. Der Artikelſchreiber habe nach der in der
Sitzung gethanen Aeußerung die Gelegenheit wahrgenommen,
da Dinge mit anzuführen, die geeignet waren, Herrn Weyde
mann zu beleidigen. Der Angeklagte habe die Untergebenen
des Herrn Weydemann in Schutz nehmen wollen und es könne
auch nicht beſtritten werden, daß die Preſſe das Recht
habe, Mißſtände zu rügen. Der Angelklagte ſei aber in
dem Artikel weit über die zuläſſigen Grenzen hinausgegangen
und die Abſicht der Beleidigung ſei erkennbar, weshalb ihm
nicht der Schutz des S 193 Wahrnehmung berechtigter Jnter-
eſſen) habe zugebilligt werden können. Von einer Freiheits-
ſtrafe ſei Abſtand genommen worden aber die Geldſtrafe habe
nicht ſo niedrig bemeſſen werden können, da der Angeklagte
nach ſeiner Bildung um ſo eher wiſſen mußte, daß der Artikel
zu weit ging.

Wo

Je ſchwieriger, deſto angenehmer.
Die gegenwärtige Kriſe mit ihren unabſehbaren Folgen von

Arbeitsloſigkeit, Elend und Not übt auch auf das perſönliche
Ehrgefühl und das proletariſche Selbſtbewußtſein des Arbeit-
ſuchenden einen nicht zu verleugnenden Einſluß aus. Jn dem
Beſtreben, Arbeit um jeden Preis zu erhalten, geben ſich viele
Arbeiter mit jedem Lohn zufrieden und nehmen es auch mit
der Länge der Arbeitszeit nicht genau. Gleichwohl dürfte ein
in der Freitagsnummer der SaaleZeitung erſcheinendes Stellen-
geſuch das Höchſten leiſte, was bisher auf dieſem Gebiete leider
verzeichnet werden mußte. Es hat folgenden Wortlaut:

Ein verheir. Kaufmann,
6 Monate krank geweſen, bittet um
paſſende Beſchäftigung. Derſelbe iſt ge
wiſſenhafter, exakter Buchhalter, perfekt
in doppelter Buchführung und Abſchlufz,
ſowie tüchtiger Korreſpondent und ver-
fügt über die vorzügl. Zeugniſſe. Je
ſchwieriger die Arbeit, deſto
angenehmer, ſpeziell Reviſionen.
Gef. Offerten sub Gg. 753 an die
Expedition erbeten.

Der Arbeitſuchende iſt kein Arbeiter, rechnet ſich ſicherlich
auch nicht zu ihnen und ſchlägt doch ſeine Arbeitskraft in einer
Form los, die ihm ein organiſierter Arbeiter ſchwerlich nach
machen wird. Obwohl er eigentlich noch Rekonvaleszent iſt,
hält er die ſchwierigſte Arbeit für die angenehmſte. Wir
meinen, eine ſolche Unterwürfigkeit und Wunſchloſigkeit wird
auf jeden Arbeitgeber gerade den entgegengeſetzten Eindruck
machen, den der ſtellenſuchende Kaufmann hat hervorrufen
wollen. Niemand würde an ſeinem Arbeitsgeſuch Anſtoß ge
nommen haben, wenn er bemerkt hätte, daß er infolge Krank
heit und dadurch hervorgerufener gänzlicher Mittelloſigkeit
jede in ſein Fach ſchlagende Arbeit annehme, die ihm geboten
werde. Sich aber in dieſer Weiſe den Unternehmern vor die
Füße zu werfen, iſt eines Arbeitſuchenden auch in der Zeit der
Kriſe unwürdig und verurteilenswert. Die organiſierte Ar-beiterſchaft hat ſich durch unzählige Opfer die geſebliche Gleich-

berechtigung des Arbeitsverhältniſſes erſtritten und empfindet
es als eine ſchmähliche Verletzung dieſes Rechtsverhältniſſes,
wenn Arbeitfuchende die perſönliche Menſchenwürde und das
proletariſche Selbſtgefühl förmlich mit Füßen treten.

Ein Schwabe, aber kein Schwabenſtreich.
In ſeinem bekannten Gedicht Schwäbiſche Kunde erzählt

Ludwig Uhland von dem Schwaben, der beim Zuge nach dem
gelobten Land von Türken überfallen und bei der Abwehr einen
von dieſen in zwei Hälften geſpalten habe, ſo daß die anderen
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erſchreckt die Flucht gegen hätten. Als man darauf den
tSchwaben vor den Kaiſer gebracht und dieſer ihn belo igte,

hat der biedere Schwabe kurz und bündig erklärt: Die
(Streiche) ſind bekannt im ganzen Reiche, man nennt ſie halt
nur Schwabenſtreiche. Herr Maurer- und Zimmermeiſter Emil
Riſch in Querfurt ſendet uns eine längere Zuſchrift, in welcher
er zum Schluſſe das erwähnte Gedicht heranzieht und ſich
damit jedenfalls mit dem Schwaben identifizieren will. Jnwieweit ihm das gelungen iſt, mögen unſere Leſer nach Kennt

nisnahme des Querfurter Geiſtesproduktes ſelbſt entſcheiden.
Der Wortlaut iſt folgender:

„Jn Jhrem Blatte Nr. 3 vom 4. Januar er. war ein Artikel
über die hieſigen Ausreißer enthalten, welcher mit einer ganz
gemeinen Schmähung auf den hieſigen Dr. Bergmann endete.
Es wäre beſſer, ehe ſie ſolche, jeder Wahrheit entbehrenden
Schmähungen re ſich von der Thatſache zu überzeugen,Sie ſcheinen aber leider recht viel Vertrauen zu Jhrem ſie
ſigen Reporter zu haben.

Das hieſige Arbeitervolk müßte Gott auf Knieen danken,
daß ein Mann wie Herr Dr. Bergmann hier in Querfurt
iſt, welcher unzähligen Armen alle Jahre hilft und welcher
große Summen Geld ſozuſagen fortwirft, damit bloß die hie-gen Arbeiter etwas zu thun haben, was allerdings die Ar-
eiter für dieſe Summen an Arbeit liefern, iſt verſchwindend

wenig und iſt trotzdem noch kein böſes Wort gegen die Leute
gefallen, wenn aber die Güte eines ſolchen Herrn ſo arg ge-
mißbraucht wird, ſo iſt es ja kein Wunder, wenn ſich auch in
Zukunft dieſe Hand zurückzieht. Die Arbeiter wollen es ja
ſo haben. Worte hat man eigentlich gar nicht für ſolche Un
gezogenheiten. Es wäre beſſer, Sie widerriefen dieſen Artikel
in gllernächſter Zeit.

Ueber mich haben Sie ja ſ. Zt. auch allerhand ſolch Zeug,
jedenfalls auch von Jhrem hieſigen Reporter zuſammenge-
drechſelt, gebracht, worüber jeder vernünftige Menſch bloß
lachen mußte, ich wollte ſ. Zt. ſchon darauf antworten, aber
ich dachte immer an die Worte jenes ſchönen Liedes, welches
Jhnen wohl auch noch aus der Jugendzeit erinnerlich ſein
wird

„Ließ ſich den Schild mit Pfeilen ſpicken
Und thät nur ſpöttiſch um ſich blicken.“

Riſch.
Herr Riſch beſitzt anſcheinend die Naivetät und Gutmütigkeit

des Uhlandſchen Schwaben, nicht aber deſſen Schlagfertigkeit.
Er mag es uns deshalb nicht übelnehmen, wenn wir gegen
dieſe manchmal, aber nicht immer ſchätzenswerten Eigenſchaften,
die bei der Abfaſſung des Schreibens ihm Beiſtand liehen,
nicht polemiſieren. Wir fürchten, ſonſt noch mehr „ſolch Zeug
zuſammen zu drechſeln“, und Herr Emil Riſch würde uns
dann weiter mit ſeinen nationalökonomiſchen Weisheiten auf-
warten. Es iſt beſſer für ihn und für uns, wenn er auch
ferner „nur ſpöttiſch um ſich blicken thut“; ſo viel an uns
liegt, werden wir ihm nur im äußerſten Falle „den Schild mit
Pfeilen ſpicken“. Und damit Gott befohlen!

Gefunden und bei der Polizei abgegeben wurden vom
16. bis zum 31. Dezember v. J. folgende Gegenſtände
10 Paar Würſtchen, Portemonnaies mit Jnhalt, Schlüſſel,
1 Paket (enthaltend 1 ſchwarzen Shawl, 2 weiße Schürzen,
1 Paar weiße Handſchuhe), 3 Pferdedecken, lederne Arbeiter
taſche mit Holzſtücken, 1 Damenfächer, 1 Kopfkiſſen mit weißem
Bezug, 1 goldener Klemmer, 1 Tragekorb, l eiſernes Kammrad,
1 Leiter, 1 Uhr mit Kette und Berloque, 1 grünes Leder-
täſchchen mit Jnhalt, 1 brauer Hundemaulkorb, 1 Brille,
1 Arbeitstäſchchen mit Jnhalt, 1 Regenſchirm.

Als verloren wurden angemeldet: 1 Portemonnaie mit
ca. 8 M. Jnhalt, 2 do. mit je 20 M., 1 do. mit ca. 10 M.,
1 do, mit ca. 16--17 M., i do. mit ca. 75-8 M., 1 do.mit ca. 11 M., 1 ſchwarzſeidenes Arbeitstäſchchen mit Strick-
ſtrumpf, 1 goldener und i ſchwarzer Damengürtel, Pelzboa,
1 Korallen-Armband (reihig), 1 goldene durchbrochene Broſche,
1 Zreihige Korallenkette, 1 Gürteltaſche mit Schere u. ſ. w.,
1 goldene Damen--Zylinderuhr mit kurzer Kette, 1 lilg Regen-
ſchirm mit Perlmuttergriff, 1 ſchwarzer Damenboag, 1 ſchwarzer
Arbeitsbeutel mit 1 m weißer Spitze und 1 m dazu paſſen-
dem Einſatz, 2 Häkelnadeln, 1 Manſchette mit goldenem
Kugelknopf.

Bezügliche Auskunft wird während der Dienſtſtunden im
Polizei Sekretariat IV, Rathausſtraße 19, Zimmer Nr. 56,
erteilt.

Das Welt-Panorama Große Ulrichſtraße 6, I überraſcht
in dieſer Woche ſeine Beſucher durch die Ausſtellung einer wirk-
lich einzigartigen Sammlung von Aufnahmen aus Savoyen,
deſſen herrliche Thäler von Chamounix und Sallanches, deſſen
von ewigem Schnee bedeckte Berge und deren Gletſcher, Eis-
meere, EisPyramiden, Grotten, Schluchten, Schneeſpalten und
ſonſtige ſonderbar-phantaſtiſche Eis und Schneegebilde Staunen
und Bewunderung hervorrufen. Beſteigungen des Montblane
bis zu deſſen höchſtem Gipfel, die teilweiſe mittels Leitern und
durch den Schnee geſchlagene Tunnels bis zur Höhe von
4810 Metern erfolgen, kann man in den einzelnen Stadien ihrer
Mühſeligkeit und Gefährlichkeit beobachten. Dieſe Bilderſerie
iſt wiederum eine der ſehenswerteſten. Nächſte Woche: Das
Moſel-Thal.

Stadttheater. Sein Doppelgänger, Schwank von Henne-
quen und Duval, hat am geſtrigen Sonntag wiederum ſo außer-
ordentliche Heiterkeit erregt, daß von vielen Seiten eine Repe-
tition desſelben gewünſcht wird. Am Donnerstag findet nun
die letzte Aufführung des Schwankes ſtatt, welcher eine Wieder
holung der Oper Die Regimentstochter vorangeht. Die Vor-ſtellung findet außer dem Farben- Abonnement ſtatt, diejenigen

verehrl. Abonnenten des Viertels, welche ihre Karten zum Um-
tauſch bringen wollen, mögen dieſe Abſicht bis 12 Uhr mittags
der Kaſſe bekannt geben. Auf das Gaſtſpiel des königl. Hof-
ſchauſpielers Chriſtians ſei uochmals hingewieſen. Für das
Gaſtſpiel gelten gewöhnliche Opernpreiſe.gör Vorbereitung für nächſte Woche Alt-Heidelberg von Meyer-

zrFurjrer.
Walhalla Theater. Wie wir in der Sonntagsnummer

unſerer Zeitung bereits berichteten hat die Direktion für den
ſich allgemeiner Beliebtheit erfreitenden, ausgezeichneten Bauch-
redner Herrn Heinrich Blank ein Benefiz in Ausſicht genommen;
ſelbiges findet morgen, Mittwoch, d. 15. als Abſchiedsvorſtellung
in dem jetzigen ſehr intereſſanten Spielplan ſtatt. Dem tüchtigen
Künſtler, der es mit ſeinen humorvollen Selbſtgeſprächen immer
verſtanden hat, das Publikum in heiterſter Laune zu erhalten,
wünſchen wir an dieſem Ehrenabend ein volles Haus.

o. Zeitz. Zur Stadtverordneten Wahl. Die Zer-
ſplitterung im Gegnerlager iſt vollſtändig geworden. Seitens
der Lehrer, Beamten und der Bürgerſchaft iſt der Gaſthofs-
beſitzer Schaum als Kandidcgkt aufgeſtellt worden während die
Hausbeſitzer an ihrem Tretrop feſthalten. Eine Partei wirft
der andern vor, daß ſie zur Zerſplitterung beitrage. Es iſt das
die Katzbalgerei unter Leuten, die Sonderintereſſen ver-
treten. Und dieſe Leute ſchrieben zur Hauptwahl, wenn die
Sozialdemokraten gewählt würden dann würde im Rathauſe
ſtatt der bisherigen Beratungen ein parteipolitiſches Gezänke
ſtattfinden. Jetzt liegen ſich dieſe Leute ſelbſt in den eigenen
Haren. Daraus kann man erſehen, wie wenig Wert auf ihre
ſonſtigen Ergüſſe zu legen iſt. Die Arbeiterſchaft aber hat den
Nutzen davon wenn alle Arbeiter am Donnerstag auf dem
Poſten ſind und zur Wahl gehen, dann iſt uns der Sieg gewiß.
Wählt alſo am kommenden Donnerstag von früh 9 bis nach
mittags 5 Uhr den Genoſſen

Otto Mitbauer.
Zeit. „Sie ſind zu teuer.“ Dieſen Ausfſpruch
der Stadtbaumeiſter Troll einem Maurer gegenüber,

0.
that

der beim Stadtbauamt beſchäftigt war und jetzt entlaſſen iſt.
Dieſe Entlaſſung iſt in gewiſſer Beziehung intereſſant. Der
Maurer war ſeit dem 17. Juni 1899 beim Stadtbauamt be-
ſchäftigt, er hat ſeine Arbeiten ſtets ſehr gut ausgefütrt, denn
im Abgangszeugnis hat der Stadtbaumeiſter ſelbſt geſchrieben
„Der Maurer hat ſich in ſeiner Dienſtzeit ſehr gut ge
führt und die ihm übertragenen Aufträge zur Zufriedenheit
ausgeführt.“ Am 19. Dezember 1901 alſo nach-
dem der Maurer ſchon 22 Jahre „zur Zufriedenheit“
beim Stadtbauamt beſchäftigt war, fand die Stadtverordneten
ſtichwahl ſtatt und unſer Maurer, der doch ſozuſagen auch ein
Menſch ſein will, ging ebenfalls zur Wahl, und wählte
ſelbſtverſtändlich nicht ſeine Gegner, die Hausbeſitzer und deren
Anhang, ſondern die Kandidaten der Arbeiterpartei. Am
Sonnabend, den 21. Dezember, erhält er plötzlich ſeine Kündi-
güng. Als er beim Stadtbaumeiſter um den Grund ſeiner
Entlaſſung frägt, erhält er die lehrreiche Antwort: „Sie
ſind uns Zu teuer.“ Alſo nur, weil der Arbeiter
zu teuer iſt, wird er ohne weiteres entlaſſen, d. h. er
arbeitete noch bis 4. Januar 1902, wo die Kündigungszeit ab-
gelaufen war. Und welch horrenden Lohn erhielt nun der
Maurer, der dem Stadtbauamt zu teuer war? Sage und
ſchreibe: 40 ganze vierzig Pfennig pro Stunde.

Nun freilich, jetzt ſind wir geſchlagen. Zuerſt hatten wir ge
dacht, die Kündigung ſei erfolgt, weil der Maurer nach ſeiner
Ueberzeugung gewählt habe, und nicht ſo, wie es den
Herren aus dem Stadthauamt genehm iſt, nachdem wir aber
von dem koloſſalen Verdienſt von vierm, die hohe Summe will
kaum aus der Feder ſließen von v v. na, zum Donner-
wetter von vierzig Pfennig hörten, da wußten wir genug.
Wie kann aber auch ein Maurer dazu kommen, 40 Pfg. pro
Stunde zu nehmen, ſind dennknicht 10 Pfg genug? Und wo ſoll
dann das Geld für die höheren Beamten herkommen, wenn ein
einfacher Maurer ſchon 40 Pfg. pro Stunde haben will
Doch Spaß beiſeite, die Sache liegt ſo, wie7wir ſie ſchildern.
Der Maurer iſt nicht entlaſſen wegen ſchlechter Arbeit, er iſt
nicht entlaſſen, weil Mangel an Arbeit war, nein, er iſt ohne
weiteres entlaſſen, weil er zu teuer war, weil 40 Pfg. Stunden-
lohn dem Stadtbaumeiſter zu viel war. Die Kündigung und
die Entlaſſung ſpielt ſich aber auch ganz anders ab, als es ſonſt
im Arbeitsleben der Fall. Wenn ſonſt ein Arbeitgeber ge-
zwungen iſt, billiger zu produzieren, dann frägt er erſt den Ar-
beiter, ob er billiger arbeiten will, und er ſchreitet erſt zur Ent-
laſſung, wenn keine Einigung erzielt wird. Und um ſo mehr
befolgt ein Arbeitgeber dieſen Weg, wenn der Arbeiter laut
Zeugnis „ſich ſtets ſehr gut geführt und alle Aufträge zur
Zufriedenheit ausgeführt hat'. Der Stadtbaumeiſter dagegen
kündigt einfach, ohne dem Arbeiter etwas ſagen zu laſſen, und
als letzterer nach dem Grund ſeiner Kündigung frägt, heißt es:
„Sie ſind zu teuer.“ Punktum!

Das Stadtbanugamt zahlt aber noch höhere Löhne, denn 40 Pfg.
Ein Maurer erhält z. B. 42 Pfg. Der Stadtbanmeiſter ſelbſt
aher, der ja auch Angeſtellter der Stadt iſt, hat auch noch einen
höheren Lohn, der allerdings Gehalt genannt wird. Und
dieſer Gehalt beträgt pro Jahr jetzt 3800 Mk., alſo pro Woche
7:3 N. Und dieſer Herr Stadtbaumeiſter, der die Woche
73 Mk. Einkommen hat, erklärt einen Lohn von etwa 21 Mk.
durchſchnittlich für zu hoch, er, der über 3 mal mehr bezieht.
Da ſteht einem wirklich der Verſtand ſtill. Ueber 2 Jahr hat
der Maurer den Lohn bekommen, jetzt plötzlich drei Tage
nach der Stichwahl, iſt der Lohn zu hoch. Der Maurer glaubt
dies nimmermehr, er iſt der Ueberzeugung, daß nur die Wahl
ſeine Entlaſſung herbeigeführt hat und wir nun wir ſind
derſelben Meinung.

Für die Arbeiterſchaft von Zeitz muß aber dieſer Vorgang
wieder ein neuer Anſporn ſein, mit aller Kraft für die Wahl
unſerer Kandidaten einzutreten. Uns ſteht kein anderes Mittel
mit Ausnahme unſeres Blattes zur Verfügung, derartige
Dinge zur Sprache zu bringen; haben wir dagegen in der
Stadtverordnetenſitzung Leute unſerer Partei, dann können und
werden dieſe ſchon an geeigneter Stelle arbeiten. Deshalb
muß am Donnerstag jeder Arbeiter entſchieden für die Wahl
des Genoſſen Otto Mittbauer eintreten. Wird er gewählt,
dann iſt, auch der entlaſſene Maurer gerächt.

o. Zeitz. Jn vergangener Woche wurde ein verheirateter
Bergmann aus Zeitz auf dem Leonhardſchacht bei Wuitz teil
weiſe verſchüttet. Dabei wurde dem Verunglückten das Fleiſch
des einen Beines losgedrückt. Leider war kein Wagen oder
Transportmittel auf dem Schacht vorhanden, ſo daß der Ver-
unglückte von 2 Bergleuten nach der Bahn getragen werden
mußte, wodurch ihm große Schmerzen zugefügt wurden. Jn
Zeitz ſelbſt wurde er von der Bahn mittelſt eines Hotelwagens
in ſeine Wohnung geſchafft.

Zeitz. Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern.
Zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen allen Arbeitern unter
16 Jahren regelmäßige Panſen gewährt werden. Solchen, welche
nur 6 Stunden täglich beſchäftigt werden, muß Stunde, den
übrigen mittags eine einſtündige, ſowie vormittags und nach-
mittags je eine halbſtündige Pauſe gewährt werden. Eine
Vor und Nachmittagspanuſe braucht nicht gewährt zu werden,
ſofern die jugendlichen Arbeiter nicht länger als 8 Stunden be-
ſchäftigt werden und die Dauer ihrer durch eine Pauſe nicht
unterbrochenen Arbeitszeit am Vor und Nachmittage je 4 Stunden
nicht überſteigt. (G.-O. S 136 Abſ. 1.)

Zeitz. Gewerbegerichtsſitzung am 8. Januar.
Vorſitzender Oberbürgermeiſter Arnold, Beiſitzer Schmied Böhme
und Fabrikant Handrock.

Der Drechsler Otto Schmidt verlangt vom Drechsler-
meiſter Worms 36.48 M. Lohn für 14 Tage, da er plößtzlich
entlaſſen iſt ohne Grund. Bei Worms wurde in der Woche
nach Neujahr nicht gearbeitet, da mehrfach Reparaturen an den
Werkſtatträumen zu machen waren. Er hatte den Drechslern
auch geſagt, daß wohl die ganze Woche drauf gehen würde.
Als er jedoch die Reparatur- Arbeiten früher beendigt hatte,
ſchickte er zu den Drechslern, damit ſie wieder arbeiten ſollten.
Hierbei war Schmidt nicht aufzufinden, der vielmehr erſt am
Montag die Arbeit wieder beginnen wollte, bei ſeinem Ein
treffen aber entlaſſen wurde. Die Warteien einigen ſich dahin,
daß Worms den Schmidt wieder in Arbeit nimmt und letzterer
die Klage zurückzieht.

Der Hausdiener Büttner nimmt ſeine Klage wegen plötz-
licher Entlaſſung gegen den Kaufmann Canterſon, dem Jn-
haber der Firma Rothmann u. Ko. zurück, da er zuerſt ſeine
Papiere und ſein Geld genommen hatte, nicht aber auch die
Auszahlung für noch 14 Tage verkangte.

Die Klage des Geſchirrführers Werner gegen den Fuhr-
werksbeſitzer Herrmann wird behufs Ladung von Zeugen
vertagt.

Zur Einigung führt eine Klage des Tiſchlers Saupe gegen
den Muſiker Ulrich. Erſterer hat bei letzterem wiederholt ge-
ſpielt, aber für einige Tage kein Geld erhalten. Ulrich zahlt
ſofort dem Saupe das ihm zuüſtehende Geld aus, womit die
Sache erledigt iſt.

Wir möchten zu dem zweiten Fall bemerken, daß es hier nur
wieder an dem Arbeiter gelegen hat, wenn ihm nicht recht ge
geben werden konnte, trotzdem das Recht auf ſeiner Seite ſtand.
Hätte er, als ihm ſeine Papiere und ſein Geld nebſt ſeiner
Entlaſſung verabfolgt wurde, auch ſofort verlangt, daß er ent-
weder noch 14 Tage beſchäftigt oder daß ihm das Geld für die
14 Tage ausbezahlt würde, und er wäre dann doch entlaſſen
worden, e
müſſen. Die Arbeiter ſind ſich ihrer Rechte nicht bewußt und
ſie kümmern ſich leider auch zu wenig um dieſelben. Und das
paſſiert nicht nur dem unorganiſierten Arbeiter, ſondern leider
auch in vielen Fällen dem organiſierten. Wer Gelegenheit hat,
den Arbeitern in Sachen, die das Arbeitsverhältnis betreffen,
in Krankenkaſſen-, Unfallverſicherung-, Alters- und Jnvahden-
verſorgungs- Angelegenheiten Rat und Auskunft zu erteilen, der
ſtaunt oft über die große Unwiſſenheit, die über dieſe höchſt
vichtigen Dinge in Arbeiterkreiſen herrſcht. Und dabei geben

biten Organiſationen die allergrößte Mühe, Klarheit zu ver-
reiten. Es liegt eben daran, daß die große Menge die Organi-

hätte der Jnhaber von Rothmann u. Ko. zahlen

ſationen ſcheut, ein anderer Teil, der organiſiert iſt, die Ver
ſammlung ſchwänzt. Wenn das anders würde, dann würden
ſich die Arbeiter bedentend mehr Wiſſen, und damit auch mehr
S eibſtändigkeit aneignen.

Bitterfeld. Die nächſte Sitzung des Gewerkſchafts-
kartells findet Donnerstag, den 16. Januar, ſtatt und wer-
den die Delegierten um pünktliches und zahlreiches Erſcheinen
erſucht.

Kleine Provinzial ZAachrichten.
Schwere Verletzungen zog ſich durch Sturz von einer Leiter

der Arbeiter Keller in der Brikettfabrik der Grube Fürſt Bis
marck bei Zipſendorf zu. Er mußte nach dem Halleſchen
Bergmannstroſt gebracht werden. In Merſeburg wäre
gelegentlich eines Streites der Fiſcher Dorigs beinahe durch den
Doſtpächter Hartung über das Brückengeländer in die Saale
geworfen worden. Von einem Vferde geſchlagen wurde der
Geſchirrführer Lindner aus Gieckau. Jn Wittenberg erv r on elitt der Schulknabe Hilgendorf beim Turnen einen gefährlichen
Armbruch. Jn Steuden ſtürzte infolge ſtarken Sturmes

di e 2 h 110 d rn zdie Scheune des Rentners, Reinecke zuſammen. Vor Schreck iſt

93 J F.der Beſitzer ſchwer erkrankt. In Söllichau brannte die

2 J h r 5 r r r r rScheune des Dachdeckers Hoffmann nieder. Es wird Brand
ſtiftung vermutet.

5ozigles.
r Den Erlaß eines Reichswohnungsgeſetzes hat die

Regierung von Sachſen- Altenburg beim Bundesrat be
antragt.

Polizeiliches und Gerichtliches.
J Aus dem preußiſchen Stagtsgebiet ausgewieſen wurd

unſer Genoſſe Haſchkowitz in Höchſt a. M. und zwar aus der
bekannten polizeilichen Gründen. Hafſchkowitz war Oeſtreicher
und von Beruf Bürſtenmacher: er gehörte dem Sozialdemo
u Verein an, hat ſich aber ſonſt in der öffentlichen Agitation
venig hervorgethan.

C

Zum Reichstagskandidaten für den Wahlkreis Dort-
mund-Hörde wurde von den Vertrauensmännern der Genoſſe
Th. Bömelburg- Hamburg nominiert.

Zotenliſte der Partei. Einen ihrer treueſten und
älteſten Mitkämpfer verloren die Parteigenoſſen in Eßlingen
durch den Tod des ehemaligen Spinners Silberhorn. Er
hat namentlich unter dem Sozialiſtengeſetz manches ſchwere
Opfer gebracht und vielfach Proben ſeiner Charakterfeſtigkei
abgelegt. Ein Betriebsunfall machte ihn zum Krüppel, was
ihm den Kampf um das bißchen Brot beſonders erſchwerte.
Die Parteigenoſſen werden ihm ein treues Andenken be-
wahren.

Unſere elſafz lothringiſchen Parteigenoſſen hielten
am Sonntag in Kolmar eine Landeskonferenz ab, deren wich-
tigſte Gegenſtände die Reform der Landesorganiſation und die
Regelung der Preßverhältniſſe bildeten. Nach dem Bericht der
Straßburger Freien Preſſe wurde allfeitig hervorgehoben, daß
ſich die im Jahre 1897 bei Gründung der neuen Landesorgani-
ſation gehegten Erwartungen nicht erfüllt haben. Der Fehler
wurde in der allzu ſtraffen Zentraliſation erblickt, die den ein-
zelnen Bezirken nicht die genügende Aktionsfähigkeit gewährte
und den ſo verſchiedenartig geſtalteten wirtſchaftlichen Verhält-
niſſen zu wenig Rechnung trug. Man einigte ſich ſchließlich auf
einen Antrag Böhle, laut welchem das Land in drei Bezirke
eingeteilt wird, für welche ſelbſtändige Agitationskomitees ge-
wählt werden. Ueber die Preſſe wird berichtet: Sowohl die
Mülhauſer als auch die Straßburger Genoſſen einigten ſich
dahin, vom 1. Januar ab ſelbſtändig ein Blatt für ſich heraus-
Zzugeben. Für Mülhauſen erſcheint nun ſeit dieſem Tage die in
Frankfurt gedruckte Freie Preſſe, fozialdemokratiſches Organ
für Oberelſaß, während in Straßburg die Freie Preſſe für
ElſaßLothringen weiter erſcheint. Mehrere Redner aus der
Provinz tadelten das Vorgehen der beiden Städte. Beide
Blätter wurden jedoch von der Konferenz als Parteiblätter an-
erkannt und es den Genoſſen der einzelnen Parteiorte über
laſſen, welches Blatt ſie in Zukunft beziehen wollen.

Gewerkſchaftkiches,
Streik italieniſcher Lohndrücker. Sämtliche am Thal
ſperrenbau in Markliſſa beſchäftigten italieniſchen Arbeiter,
etwa 100 an der Zahl, haben wegen Lohndifferenzen die Arbeit
niedergelegt und nehmen eine drohende Haltung gegen die nicht
ausſtändigen deutſchen Werkführer und Beamten ein. Die
Gendarmerie wurde ans den benachbarten Orten telegraphiſch
in die Nähe der Bauſtelle zuſammengezogen.

Zur Einigung der Maurer. Die Maurer Braunſchweigs
machten ſchon vor einiger Zeit den Verfuch, eine Einigung
zwiſchen dem Zentralverband der Maurer und den Lokalorgani-
ſationen desſelben Berufs herbeizuführen. Der Vorſchlag
wurde einer Fünfer- Kommiſſion untrrbreitet, von dieſer aber
abgelehnt. Am 29. Dezember vorigen Jahres beſchäftigte ſich
nun mit derſelben Angelegenheit eine Konferenz der lokalorgani-
ſierten Maurer des Herzogtums Braunſchweig. Auf dieſer
Konferenz wurde folgende Reſolution angenommen:

„Jn Erwägung, daß eine Arbeiterorganiſation, deren Auf-
gabe es iſt, im Kampfe gegen das Kapital die wirtſchaftliche
Lage threr Mitglieder zu heben, möglichſt alle Arbeiter in ſich
vereinigen muß, in weiterer Erwägung, daß die prinzipiellenGegenſätze, welche bisher noch hemmend zwiſchen den Organi-

ſationen der Maurer vorhanden waren, beſeitigt ſind und in
fernerer Erwägung, daß durch die Verhandlüngen der beiden
beſtehenden Maurerorganiſationen leider keine Einigung erzielt
wurde, beſchließt die heutige Konferenz: Alle anweſenden Dele-
gierten verpflichten ſich, möglichſt eingehend in den Verſamm-
lungen ihrer Organifation darüber zu diskutieren, ob es zweck-
mäßig ſei, ſich dem Zentralverband der deutſchen Maurer an-
zuſchließen.“

Dieſer Tage befaßte ſich nun mit dieſem Beſchluß die „Freie
Vereinigung der Maurer Braunſchweigs“. Mit 198 gegen 50
Stimmen beſchloſſen die Anweſenden die Auflöſung der „Freien
Vereinigung“ und den Anſchluß an den Zentralverband der
Maurer. Damit iſt zur Einheit der Organiſation im Maurer-
gewerbe ein bedeutſamer Schritt gethan.

Das PoſadowsfiTelegramm. Alljährlich giebt der Vor
wärts einen hiſtoriſchen Kalender heraus, über welchen der
Correſondent für Deutſchlands Buchdrucker, ſeitdem er, wie
unſer Zentralorgan ſchreibt, auf den Rexhäuſer gekommen iſt,ſich in dem Sinne auszulaſſen pflegt, daß er daraus Beweiſe
konſtruiert, wie die Partei ſyſtematiſch die Gewerkſchaften ver
nachläſſige. Dies Jahr hat es ihm hauptſächlich das Datum
des 28. September angethan, und er verwahrt ſich eine Spalte
lang gegen den Vorwurf des „Huldigungstelegramms“ an Poſa-
dowsy. Nur eine Frage an Herrn Rexhäuſer: ob er ſelber es
für möglich hält, daß irgend eine andere deutſche Gewerkſchaft
gerade an den Vater der Zuchthausvorlage, den Bekämpfer des
Koaglitionsrechtes, den 12000 Mark-Bettler, eine ſolche Depeſche
geſchickt hätte. Jn der Adreſſe lag hier die Huldigung, in derThatſache der Abſendung einer Depeſche an dieſen Mann das
Unſolidariſche einer Arbeiterorganiſation, die ſich von einem
Herrn Rexhäuſer aus naheliegenden Gründen in einen Gegen
ſatz zur übrigen Arbeiterbewegung hineinverhetzen und hinein
ſchimpfen ließ. Wenn den Buchdruckern die Erinnerung an
dieſen Solidaritätsbruch unangenehm iſt, dann hat die Erwäh
nung ihren Zweck erfüllt: den Buchdruckern das Gewiſſen zu
ſchärfen!



Gerichtsſaal.
Strafkammer.Halle a. S., 11. Januar.

Wegen Betrugs war der frühere Kaufmann jetzige Stellen-
vermittler Emil Scherzberg, jetzt in Erfurt, früher in Halle,
angeklagt. Er hat ſich hier in Halle im Auguſt dreimal fälſch-
lich als Jnhaber des Geſchäfts ſeiner Fran ausgegeben und
Kautionen in Höhe von 1100 M. erſchwindelt. Der Angeklagte
betrieb hier früher ein Zigarrengeſchäft und ließ ſich von einer
Frau Steil 100 M., von den Kaufleuten Arndt und Rückbeil je
500 M. als Kautionen geben, um die Gelder auf der Bank zu
hinterlegen und für die drei Perſonen Geſchäftsleiterſtellen für
in Leipzig einzurichtende Filial Zigarrengeſchäfte zu errichten.
Der Frau Steil hatte er 50 M. Monatsgehalt nebſt freier
Wohnung und den anderen beiden Kaufleuten 75 bezw. 100 M.
Monatsgehalt verſprochen. Die eingezogenen Kautionen hatte
Angeklagter aber nicht auf der Bank hinterlegt, ſondern für ſich
verwendet. Allerdings hatte der Angeklagte in Leipzig kleine
Laden gemietet, aber die Geſchäfte gingen dort ſo faul, daß die
„Geſchäftsleiter“ nicht auf ihre Koſten kamen. Das Gericht
verurteilte den Angeklagten zu 6 Monaten Gefängnis.

Unglaubliche Mengen Kuchen, Backwaren und Poſamen-
tierwaren hatte die 64jährige Waſchfrau Friederike Weiſe von
hier unter der Vorſpiegelung, ſie ſei vermögend und habe einige
tauſend Mark auf der Sparkaſſe in Eisleben, in kurzer Zeit
rſchwindelt. Der Bäckermeiſter Burckhardt, der in ſeiner Gut

gläubigkeit der Frau manchen Tag für 5-7 M. Kuchen c. auf
Kredit einhändigte, iſt um 124 M. und eine Frau Linde, Jn-
haberin eines Poſamentiergeſchäftes, um 148 Mark geſchädigt
worden. Die erlangten Sachen hatte die Angeklagte natürlich
nicht verkonſumieren können und teils verſchenkt. Es wurde
auf 4 Monate Gefängnis erkannt.

Schwere Kuppelei. Der Arbeiter Bernhardt Grocholsky
wurde für überführt erachtet, in der Zeit von 1900 bis 1901
ſeine inzwiſchen verſtorbene Ehefrau gewerbs- und gewohnheits-
mäßig verkuppelt zu haben. Die Verhandlung entzog ſich wegen
Sittengefährdung der Oeffentlichkeit und hatte das Ergebnis,
daß der Angeklagte zu 2 Jahren Zuchthaus und 5 Jahren Ehr-
verluſt verurteilt wurde.

Wenn Sie beißen wollen, dann beißen Sie. Dieſe land-
läufige Redensart hatte der Maurer Gottlieb Würker aus
einem Orte bei Delitzſch gelegentlich eines Streites wegen der
Schlämmerei eines Baches dem Gendarm Niendorf zugerufen.
Das Gericht erblickte darin eine Beleidigung und verurteilte
Würker zu 10 Mark Geldſtrafe.

Aus Uebermut hatten der Schmiedelehrling Karl Müller,
oder Maurerlehrling Hermann Wegewitz, der Maurer Guſtav
Martin und der Bäckergeſelle Eduard Thieme, junge Leute
im Alter von 16 bis 18 Jahren am 16. September v. J. in
Zörbig an einem Neubau für einen Amtsgerichtsſekretär in
einem Vorgarten einen Pfeiler umgeriſſen. Die jungen Leute
ſind angetrunken geweſen. Der entſtandene Schaden wird auf
15 Mark berechnet. Das Gericht verurteilte die 4 Angeklagten
wegen Sachbeſchädigung zu je 3 Tagen Gefängnis.

Wegen eines Zuſammenſtoßes mit einem Motorwagen
wurde der Geſchirrführer Emil Lorenz zu 20 Mark Geldſtrafe
eventuell 1 Tag Gefängnis verurteilt. Er wollte am Abend
des 26. September noch ſchnell über die Schienen hinwegfahren,
wodurch der Zuſammenſtoß vaſſierte und ein Schaden in Höhe
von 15 Mark angerichtet wurde.

Diebſtähle. Der Arbeiter Janatz Magnus, ohne feſten
Wohnſitz, hatte hier gelegentlich 2 Ueberzieher entwendet und
wurde deshalb zu 9 Monaten Gefängnis und 1 Jahr Ehrverluſt
verurteilt. Die verehelichte Martha Teichmann geb. Grauer
erhielt 4 Monate Gefängnis, weil ſie den Eheleuten Stolze in
Giebichenſtein Wirtſchaftsgegenſtände im Werte von 16 Mark
entwendet hatte. Der Arbeiter Auguſt Sorge als Alsleben
erhielt 3 Monate Gefängnis, weil er in der Nacht vom 27. zum
28. Oktober bei einem Gaſtwirt Hühner weggenommen hatte.

0WMordprozeß JAüähnicke.
Der Mordprozeß, der geſtern vor dem Schwurgericht in Berlin

begann, hat das Jntereſſe des Publikums in ſo hervorragendem
Maße erregt, datz die ſämtlichen Eintrittskarten zum kleinen
Schwurgerichtsſaale ſchon ſeit einigen Tagen vergeben waren.
Wegen Mordes und ſchweren Raubes hat ſich der 23 jährige
Albert Jähnicke, wegen Anſtiftung der 19 jährige Arbeiter
Steinke zu verantworten. Das entſetzliche V erbrechen, welches
ihnen zur Laſt fällt, ereignete ſich am 16. September 1901 in
dem Hauſe Gleditſchſtraße 7. Jn der dort im vierten Stock
des rechten Seitenflügels belegenen Wohnung des Dachdeckers
Rühlicke iſt die 23 Jahre alte Frau Rühlicke ermordet worden.
Der Thäter iſt Jähnicke, der noch an demſelben Abend, als er
in einer Taxameterdroſchke durch die Hauptſtraße von Schöne-
berg fuhr, verhaftet wurde. Jähnicke iſt ein verbummelter,
völlig gefühlsroher Menſch, der ſchon mehrere Vorſtrafen er
litten hat. Er war ein Jugendfreund Rülickes und kannte
deſſen Verhälrniſſe, wußte auch, wo er ſeine Spargroſchen auf-
bewabrte, Er war erſt wenige Tage vor der That aus dem
Gefängniſſe entlaſſen worden und hatte urſprünglich, um ſich
Geld zu verſchaffen, den Gedanken gehabt, bei Rühlicke einzu-
brechen. Dann aber reifte in ihm der Plan, Frau Rühlicke zu
ermorden und dieſen Plan führte er am 16. September aus.
Mit einem Meſſer das ihm angeblich der Mitangeklagte Steinke
in die Hand gedrückt haben ſoll, bewaffnet, ging er am Montag,
16. September, vormittags 11 Uhr in die Wohnung der Frau
Rühlicke, die dort mit ihrem zweijährigen Sohne Erich und
ihrem einjährigen Sohne Arthur anweſend war und den ihr
bekannten Mann freundlich empfing. Jn der Küche ſtieß er
dann plötzlich der ahnungsloſen Frau das Meſſer mit ſolcher
Wucht in die Körvperſeite, daß das Heft abbrach. Dann ſchlug
er mit Bierflaſchen auf die Frau ein, wobei auch das zwei-

in Höhe von ſeinesl urch denLärm erſchreckt, ihre Wohnungstür öffnete, ſtürmte der Mörder
gerade die Treppe hinab. Er hat ſich unmittelbar nach der
That einen neuen Anzug gekauft und dann in verſchiedenen
Schanklokalen herumgetrieben, bis er abends in der Droſchke
verhaftet wurde. Seine beſudelten Kleidungsſtücke hatte er in
der Elſhſſerſtraße weggeworfen. Bei ſeiner Verhaftung wurde
nur noch eine ganz geringe Geldſumme bei ihm vorgefunden.
Nach ſeiner Behauptung hat er für den Anzug 70 Mk. aus-
gegeben, außerdem ſoll Steinke von dem geraubten Gelde
50 Mk. abbekommen haben. Letzterer iſt erſt am 19. September
verhaftet worden, nachdem ihn Jähnicke, der bei der Obduktion
der Leiche ſeines Opfers zugegen und einigermaßen ergriffen
worden war, ſchwer belaſtet hatte. Nach ſeiner Angabe habe
er mit Steinke zuerſt den Plan beſprochen, bei Rühlicke ein
zubrechen, Steinke habe auch zu dieſem Zwecke bereits Dietriche
angefertigt gehabt. Dann aber habe die Ausführung eines
Einbruches Steinke zu lange gedauert und dieſer habe ihm den
Rat gegeben, zu Frau Rühlicke hinaufzugehen und ſie mit
einem Küchenmeſſer, das er ihm in die Hand Hrückte, einfach
niederzuſtechen. Während der Mordthat habe Steinke vor dem
Hauſe auf ihn gewartet. Letzterer giebt das Warten zu, be
ſtreitet aber, von dem Morde etwas gewutßt haben. Er l
hauptet, daß er der Meinung geweſen ſei, Jähnicke habe nur
den Einbruchsdiebſtahl ausgeführt, den ſie miteinander t
redet hätten. Thatſache iſt. daß er von dem geranubten Gelde
einen Teil abbekommen, Jähnicke nach Stegl hat.
als dieſer dort den neuen Anzug kaufte, und auch mit
dieſem noch zuſammen war, als er ſich auf dem Grundſtück
Elſaſſerſtraße 61 ſeiner beſchmutzten Sache entledigte
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Staatsanwalt Friedheim. Jähnicke, hat Juſtizrat Ehrlich als
Verteidiger zur Seite, Steinke wird vom Rechtsanwalt Dr.
Adolf Heimann (l1h verteidigt. Beide Angeklagte machen
keineswegs den Eindruck ſchwerer Verbrecher, insbeſondere
könnte man beim Anblick des Hauptangeklagten Jähnicke, der
mit ſeinem glatten Geſicht, dem ſorgſam geſcheitelten Haar und
dem wohlgepflegten blonden Schnurrbart einen harmloſen Ein-
druck macht, kaum vermuten, daß er eine ſo ſcheußliche Blut-
that, die ihm jetzt zur Laſt gelegt wird, auf dem Gewiſſen hat.
Es ſind 24 Zeugen zur Stelle, darunter die Mutter des Ange
klagten Jähnicke, die laut ſchluchzend den Saal betritt, die
Eltern des Angeklagten Steinke und der Ehemann der ermor-
deten Frau Rühlicke, der ſeinen bei der Mordthat verletzten
zweijährigen Sohn bei ſich hat. Auf dem Gerichtstiſche liegt
der an verſchiedenen Stellen durchlöcherte Schädel der Ermor-
deten. Die Anklage gegen Jähnicke lautet auf, Mord,
ſchweren Raub und Körperverletzung, gegen Steinke auf
Hilfeleiſtung zum ſchweren Raube, Begünſtigung und

Hehlerei. 8Zu den Perſonalien giebt Jähnicke an, daß er am 30. Nov.
1878 zu Wittſtock geboren und evangeliſcher Religion ſei. Er
iſt elfmal vorbeſtraft, darunter mehrmals wegen Körperverletzung,
Diebſtahls, Bedrohung. Arthur Steinke iſt am l. September
1882 in Schöneberg geboren und vor drei Tagen wegen Hehlerei
zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Die Ermordung
der deckersfran Rühlicke hat am 16. September v. J. ſtatt-
gefunden.

Der Angeklagte Jähnicke giebt zu, die Frau Rühlicke getötet
zu haben, doch will er nicht die Abſicht gehabt haben, ſie zu er-
morden. Er wollte ſie nur unſchädlich machen, um das Geld
aus dem Vertikow nehmen zu können. Als die Frau dann
ſtarken Widerſtand entgegengeſetzt, habe er mit einem Küchen-
beil zugeſchlagen. Am Bahnhof Steglitz habe er ſich dann ge
waſchen und das Geld mit Steinke geteilt. Binnen zwei Tagen
war der ganze Betrag 148 M. total verjubelt.

Der zweite Angeklagte giebt zu, daß er Jähnicke das Meſſer,
mit dem dieſer ſeinen Angriff auf Frau Rühlicke begann, ge-
geben habe, er will aber nicht daran gedacht haben, daß das
Meſſer zu einer Gewaltthat benutzt werden könnte.

Die Verhandlung wurde auf Dienstag vertagt.

Aus dem Reiche.
Berlin. Aus dem Fenſter ihrer Wohnung ſtürzte

ſich die 51 jährige Buchdrucker -Ehefrau Fichert. Sie
blieb mit zerſchmettertem Hinterkopfe liegen.
Veranlaſſung zu dem Selbſtmorde waren aus kleinlichem
Anlaß entſtandene Streitigkeiten mit einer Mitbe-
wohnerin.

Der wegen des Sittlichkeits-Verbrechens
in Schöneberg feſtgenommene Walter Zahe wird nicht
vor Gericht geſtellt werden. Der 18 jährige junge Menſch, der
am Dienstag abend die 10jährige Frida Kröbel aus der Goltz-
ſtraße vergewaltigte, iſt unzweifelhaft geiſteskrank und
von ſeinem Vater her erblich belaſtet. Der Vater hat im
krankhaften Zuſtand ſich einer ähnlichen Handlung ſchuldig
gemacht, wie jetzt der junge Zahe. Dieſe war bereits in
Wuhlgarten interniert und iſt von dort im Oktober
letzten Jahres entlaufen. Nach einem Altteſt des dortigen
Anſtaltsdirektors Dr. Heboldt ſind die geiſtigen Kräfte des
jungen Zahe derart beeinträchtigt, daß er nicht für zu-
rechnungsfähig gehalten werden kann ebenfalls beſagt ein
von der Charitee-Leitung ausgeſtelltes Krankheitszeugnis, daß
der Feſtgenommene wegen epileptiſcher Anfälle behandelt ſei
und daß ſchwere hyſteriſche Störungen erhebliche Zweifel an
ſeiner Zurechnungsfähigkeit aufkommen laſſen. Bemerkt ſei
noch, daß die Mutter des Unglücksmenſchen mit ihrem Ehe
mann aus Anlaß der von dieſem begangenen Verfehlungen in

Scheidung lebt. tZwei Gymnaſiaſten, die ſtark Räubergeſchichten
geleſen hatten, haben ſich auf die Weltreiſe gemacht. Sie ſind
nur bis Prag gekommen.

Berlin. Ein Polizeiwache zu ſtürmen verſuchte in
der Nacht zum Sonntag eine Menſchenwenge. Der Erzeß
hängt mit Vorgängen in der Sylveſternacht zuſammen. Jn
dieſer Nacht gebot ein Schutzmann des 9. Reviers in einer
Schankwirtſchaft in der Grünthalerſtraße 17, in der es allzu
laut herging, gegen 2 Uhr Feierabend. Einer der Gäſte, der
i8jährige Willy Wunſch genannt Grützmann, geriet darüber in
der Trunkenheit in Wut und griff den Schutzmann ſo lange
thätlich an, bis der Poliziſt ihn durch einen Säbelhieb unſchäd-
lich machte. Wunſch liegt noch als Polizeigefangener in
der Charitee. Seine Freunde beſchloſſen, ihn an dem Beamten
zu rächen. Am Sonnabend abend vereinigte ſich auf dem freien
Felde in der Bellermannſtraße eine Bande von 60 bis 70
Burſchen, zog die Bellermannſtraße hinunter, verurſachte vor
dem Eckhaus an der Grünthalerſtraße, in dem ſich im erſten
Stock die Wache des 9. Reviers befindet, einen Höllenlärm und
verlangte den Schutzmann heraus, der Wunſch geſchlagen.
Durch Zuzug von Neugierigen ſchwoll die Menge bald auf
etwa 200 Perſonen an. Während drei Schutzleute, die ihnen
entgegentraten, durch die Notpfeife von der Wache und aus dem
Revier Verſtärkungen heranholten, drang die Rotte ungeſtüm
auf ſie ein und bewarf ſie mit Steinen. Die Schutzmänner
zogen nun blank und teilten nach rechts und links Hiebe aus.
Bis zur Markthalle in der Grünthalerſtraße 4 leiſtete die
Bande Widerſtand, dann wurde ſie von der verſtärkten Schutz-
mannſchaft geſprengt und auseinandergetrieben. Fünfzehn Per-
ſonen wurden feſtgenommen, ſieben von der Revierwache wieder
entlaſſen, acht dagegen Sonntag morgen der Kriminalpolizei
zugeführt und von dieſer nach dem Verhör nach Moabit in
Unterſuchungshaft gebracht. Ein Mädchen, das dem Geliebten
beim Einſteigen in den grünen Wagen Frühſtück zuſtecken
wollte, wurde ebenfalls nach der Wache gebracht. Der Exzeß
dürfte ſchlimme Folgen für die Beteiligten haben.

Aachen. Der Bankier Chr. Holle wurde abends im
Bureau von drei Perſonen überfallen. Sie mißhandelten
den Bankier, raubten ca. 100 Mark und entſlohen, als auf ſeinen
Hilferuf Leute herbeieilten.

Köln. Als am Sonnabend mittag ein 15jähriges Mädchen
in Köln-Niehl ihrem Vater das Mittagseſſen bringen wollte,
wurde ſie im Felde von einem Burſchen um Geld angeſprochen
und erhielt dann einen lebens gefährlichen Meſſerſtich in den
Leib. Der l16jährige Thäter wurde noch am Abend von einem
Polizeibeamten in Worringen verhaftet.

Dortmund. Die Dortmunder Viktoriabrauerei iſt
vergangene Nacht zum größten Teil abgebrannt. Das
Sudhaus und Maſchinenhaus blieb erhalten. Der Betrieb iſt
wenig geſtort.

Bisher iſt ein Fehlbetrag von 1216 M. bei den Poſtkaſſen-
geldern und ein ſolcher von 5348 M. bei den Bahnkaſſengeldern
feſtgeſtellt. Auf Ergreifung des Thäters iſt eine Belohnung
von 100 M. ausgeſetzt.

Vermiſchtes.
Gefälſchte Wechſel im Betrage von 320000 Kronen wur-

den, wie die Oeſtr. Kredit Anſtalt mitteilt, am Freitag gelegent-
lich einer Reviſion der Prager Filiale der Anſtalt im Porte-

ille vom Deri Bei der Jnſelſich nach einem Telegramm aus Reval eine

Vorſtande der Wechſelabteilung vorgefunden.
ſchuldige Beamte wurde dem Gerichte übergeben.
29 Perſonen auf einer Eisſcholle.
Stenſcher riſ
Eisſcholle los, auf der ſich 30 Fiſcher mit zehn Pferden beſan
den, nur ein Fiſcher konnte die Jnſel noch erreichen. Der Eis
brecher „Jermak“ iſt zur Rettung der Verunglückten abgeſandt
worben

Von einem Eisberge in Grund gebohrt. Wie aus
Kopenhagen gedrahtet wird, iſt der Dampfer Anga, der die

Poſt nach Jsland zu bringen hatte, am 19. Dezember beim Ein
laufen in die Bucht von Rejkjawik nachts mit einem treiben
den Eisberg zuſammengeſtoßen, wurde dabei vollſtändig zerpreßt
und ſank. Schiff und Ladung ſind vollſtändig verloren. Die
Beſatzung rettete ſich auf die treibenden Eismaſſen und wurde
auf offener See ſchließlich vom Dampfer Miölnir geborgen.

Ueber einen entſetzlichen Racheakt ſchreibt man der
Bresl. Morgenztg. aus Chrzanow (Galizien): Die beim
Kürſchnermeiſter Durchlauf in Dienſten ſtehende Amme bat
ihre Dienſtherrſchaft um Urlaub für Sonnabend und Sonntag.
Da ihr dieſer nicht bewilligt wurde, äußerte ſie, ſie werde ſich ſchon
dafür zu rächen wiſſen. Als die Eheleute D. Sonnabend vor-
mittag die Synagoge beſuchten, führte die erſt 18jährige Amme
ihre Drohung aus und tötete das 7 Monate alte Kind.Als die Eltern in ihre Behauſung zurückkamen, fanden ſie ihren
Liebling tot vor. Bedauerlicherweiſe erſtatteten die Eltern keine
Anzeige. Sie fürchteten die Sezierung der Leiche. Die Be-
hörde erlangte Kenntnis von der That und veranlaßte Exhu-
mierung und Sezierung der Leiche. Der Tod ſoll nach dem
Befinden der Aerzte durch Erſticken herbeigeführt worden ſein.
Die Mörderin, welche die That eingeſtand, iſt verhaftet worden.

Feuer im Jrrenhauſe. Jn der Jrren- Anſtalt zu
La Roche brach in der Nacht zum Sonntag eine Feuers-
brunſt aus, 250 Kranke konnten in Sicherheit gebracht werden,
während 12, die auf der Flucht in einen nahen Fluß ſprangen,
ertrunken ſein dürften.

Wieder in Freiheit geſetzt wurde in Olmütz der
Pfarrer Riml, der unter dem Verdachte, an dem Tode ſeiner
Wirtſchafterin ſchuldig zu ſein, verhaftet worden war. Seine
Unſchuld ſoll ſich herausgeſtellt haben. 8135 000 Kronen hat der ſtädtiſche Buchhalter Guſtav
Waſtl in Baden bei Wien nach eigenem Geſtändnis
unterſchlagen. Er wurde verhaftet. Man befürchtet, daß die
Summe noch weit höher iſt.

Der rer Dr. Tomka in Budapefſt hat denEinbruch in ſeiner Wohnung fingiert, um die Verſicherungs-
ſumme für die Obligationen beheben zu können, da er durch
Börſenſpekulationen ruiniert war.

Der Ueberbrettler Wolzogen ſcheint ſein Ueber-
weibl gefunden zu haben. An der Tafel des Berliner
Standesamts III kann man als aufgebotenes Brautpaar
leſen Ernſt von L und Elſe Seemann, die be-
kannte Künſtlerin des Bunten Theaters.

Letzte Nachrichten.
Wien, 14. Jan. Jm hieſigen allgemeinen Krankenhaus er-

krankte unter bedenklichen Erſcheinungen eine Wärterin.
Man hat die Krankheit auf ſchwarze Blattern diagnosziert.
Die Kranke wurde ſofort in eine Jſolierbaracke gebracht
und mit einem Sanitätskordon umgeben. Abends erkrankte
eine zweite Wärterin. Die Aerzte haben Grund zu der
Annahme, daß die Anſteckung aus England eingeſchleppt ſei.

Madrid, 14. Jan. Die aus den Tabakfabriken entlaſſenen
Arbeiter wollten geſtern eine Kundgebung vor dem Palaſt
veranſtalten, doch wurden ſie durch die Polizei verhindert.
Einer Deputation von Arbeitern gelang es, Eintritt in das
köngliche Palais zu erlangen und ihre Wünſche vorzutragen.

BVarceelona, 14. Januar. Die Ausſtändigen richteten in
den Werkſtätten großen Schaden an, ſo daß Polizei und
Militär einſchreiten und die Ordnung herſtellen mußte.

Krakau, 14. Januar. Hier fanden am Sonnabend abend
vor einem Hauſe, in welchem ein aus Schleſien eingetroffener
Vertreter des Guſtav Adolf-Vereins Namens Schweitzer ab-
geſtiegen war, Demonſtrationen ſtatt, als ſich das Gerücht
verbreitete, Schweitzer wolle die Los von RomBewegung in
Krakau fördern.

Vrieſtaſten der Redannion.
G. D. 200. Nein. Nur was im Auftrage des Wirtes ge

ſchieht, muß bezahlt werden.
Th. G. Der Rechtsanwalt hat die Auszahlung ſofort vor

zunehmen, wenn alles geregelt iſt. Ob dies der Fall iſt, er
fahren Sie auf dem Gericht.

Quittung.
1.40 M. v. Cöllme für Kalender durch Waldheim. Gr.
Für den Zentral-Agitations-Fonds von Halle und den Saal-

krets 33 Mk. Guſtav Schmidt.Quittung aus Zeit.
An die Hauptkaſſe des Sozd. Vereins gingen ein:

Aus Unterwerſchen 7.15 Mk. Von der gemütlichen Sylveſter
feier in Grang 2.25 Mk. Aus Aue 1 Mk. Aus Theißen 70 Pf.

E. Klir,
Hauptkaſſierer, Stephanſtr. 44.

Standesamtliche Nachrichten
Halle (Süd, Steinweg 2), den 11. Januar.

h Glaſermeiſter Döring und Luiſe Klaußnitzer
(Merſeburgerſtr. 19b). Vizefeldwebel Körner und Auguſte
Meyer (Gotha und Erfurt). Arbeiter Wrobel und Marianna
Pucala (Kierzno und Oſin).

Eheſchließungen Arbeiter Finz und Klara Reuter
(Bäckerſtr. 9 und Taubenſtr. 4). Bierfahrer Metzſchker und
Eliſe Reichardt (Mansfelderſtr. 11 und Streiberſtr. 20). Markt-
helfer Büttemann und Martha Lehmann (Mittelſtr. 17 und
Rönigſtr. 7). Arbeiter Degner und Pauline Pollok (Schmied-
ſtraße 19 und Merſeburgerſtr. 43). Anſtreicher Raeithel und
Martha Schulze (Thomaſiusſtr. 4 und Prinzenſtr. 24). Ar-
beiter Behring und Marie Reff Glauchaerſtr. 46 u. Schlamm 13).
Schuhmachermeiſter Beyer und Anna Sievers (Leipzig-Gohlis
und Streiberſtr. 17).

Geboren: Schuhmacher Voigtländer T. (Hirtenſtr. 3).
Geſtorben: Oebſters Balthaſar S., totgeb. (Klinik). Ar-

beiters Oſterburg Ehefr., 55 J. Klinik). Feuerwehrmannes
Armes T., 3 Mon. (Gr. Märkerſtr. 19). Zimmermann Albrecht,
61 J. Liebenauerſtr. 177). Arbeiters Gülzner S., 1 J. (Schmied-
ſtraße 26).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 11. Januar.
Aufgeboten: Mühlenbeſitzer Schmidt und Minna Walther

(Merkewitz und Geiſtſtr. 35).
Eheſchließungen: Arbeiter Hödicke und Minna Fleck

(Zietenſtraße 2). Eiſendreher Löchner und Hedwig Niedermann
(Hoheſtr. 7). Arbeiter Herold und Pauline Scheike (Seebener-
ſtratze 50 und Angerweg 8). Diener Kreſſe und Elſa Schmelzer
(Wilhelmſtr. 4 und 32). Schloſſer Wittſack und Ottilie Frommelt

w ſche W5 r S chillHeboren: Tiſchler Achilles S. (Schillerſtr. 15). Fleiſchermeiſter Knauth T. (Breiteſtr. 3). Arbeiter Müller S r.
ſtraßze 40). Kellner Trätmar T. (Göbenſtr. 6). Privatmann
Müller S. (Böckſtraße 13). Milchhändler Fahr S. (Eichendorff
ſtraße 17). Lehrer Heintze S. (Friedenſtr. 26).

Geſtorben: Verſt. Müllers Felgner S., 2 J. (Kl. Brauhaus-
raße 3). Rentier Maquet, 70 J. Wettinerſtr. 10). Mätklers
Wolf T., 4 W. (Triftſtr. 47).

13. Januar.
Eheſchließzung: Arbeiter Amelang und Marie Schulz

(Advokatenweg 17).
Geboren: Lokomotivführer Brieſt T. (Brandenburgerſtr. 3).

Arbeiter Seifert S. (Henriettenſtr. 3). Kaufmann Kanitz T.
Karlſtr. 4. Zimmermann Hampe S. (Gr. Brunnenſtr. 62).
Barbier Hödicke S. Geiſtſtr. 64).

Geſtorben: Prokuriſten Somburg S., 6 Mon. (Friedrichs-
platz 9. Schornſteinfeger Berg, 40 J. (Forſterſtr. 18). Witwe
Scheffler, 65 J. (Wilhelmſtr. 16). Geſchirrführers Simon S.
De W a S Dähne S., 1 Mon.eſſauerſtr. 190. Witwe Reinhardt, 71 J. (DiakoniWagenführers Donath T., 3 Mon. Be ſorge niſſen haus

Verantwortlicher Redakteur: A. Weiſfmann in alle
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